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Liebe Mittelständlerinnen,  
liebe Mittelständler,  
liebe Leserinnen und Leser,

„Am Ende wird alles gut!“ An diesen 
Satz musste ich in den letzten Wochen 
immer wieder denken, obwohl – oder 
vielmehr gerade weil - die Union nach 
16 Jahren im Bund wieder in der Oppo-
sition ist und unsere Umfragewerte in 
den niedrigen 20ern liegen. Denn die 
Mitgliederbefragung brachte bei über-
raschend hoher Wahlbeteiligung einen 
eindeutigen Sieger: Friedrich Merz! 
Auch die MIT Deutschland hat sich neu 
aufgestellt und – ganz ohne Quote – mit 
Gitta Connemann ihre erste Bundes-
vorsitzende gewählt, eine, die schon 
mehrfach bewiesen hat, dass sie auch 
bei Gegenwind zu ihren Überzeugungen 
steht – darin ihrem Vorgänger nicht un-
ähnlich. Und Carsten Linnemann, der 
in den letzten Jahren die MIT wieder zu 
einer wichtigen Stimme in der Union und 
darüber hinaus gemacht hat, geht uns 
nicht etwa verloren, sondern als neuer 
stellvertretender Parteivorsitzender soll 
er die Arbeit an einem neuen Grundsatz-
programm der CDU leiten, denn nach 
16 Jahren als pragmatische Regierungs-
partei, die sich allzu oft in der Tages-
politik abzukämpfen hatte, muss die Pro-
grammatik der Union wieder geschärft 
und mancher Punkt zurechtgerückt 
werden. Zu nennen sind hier weniger 
Staatsgläubigkeit, eine realistische Si-
cherheits- und Migrationspolitik, eine 
solide und nachhaltige Finanzpolitik in 
Deutschland wie in Europa. Denn unser 
Staatswesen ist in vielen Punkten längst 
an seine Leistungsgrenzen gekommen. 

Nach dem Bundesparteitag, mit Fried-
rich Merz als Vorsitzender, kann nun los-
gelegt werden. In der Opposition muss 
auch das Konrad-Adenauer-Haus wieder 
Impulse setzen und kampagnenfähig 
werden. Dass hierbei fast jeder Stein auf 
dem Kopf gestellt werden muss, haben 
Friedrich Merz und Carsten Linnemann 
schon klargemacht. Denn in der Oppo-
sition geht es für die Union nicht mehr 
darum, das kleinere Übel zu sein, wie 
vielleicht die FDP in der Ampelkoalition 
dieser Tage, sondern die bessere Alter-
native anzubieten. 

Für uns als Mittelständler in der Politik, 
wie für die Union insgesamt, kann es 
nur von Vorteil sein, dass wir nicht mehr 
Probleme mit immer neuen Milliarden 
zuschütten können und ansonsten im 
Windschatten einer ewigen Kanzlerin da-
rauf hoffen, Wahlen zu gewinnen, genau-
er nicht zu verlieren. 

In diesem Heft steht die Zukunft unse-
rer Energieversorgung im Zentrum, 
denn ohne saubere und bezahlbare 
Energie kann Baden-Württemberg 
nicht Weltspitze bleiben. Denkverbote 
darf es dabei nicht geben, egal ob es 
um Digitalisierung, Energieeffizienz, 
Photovoltaik, Versorgungssicherheit 
oder Dual-Fluid-Reaktoren geht. Das 
musste zu Neujahr auch der links-grü-
ne Flügel der Ampel lernen, als die EU 
per Verordnung daran ging, sowohl die 
Kernenergie als auch Erdgas als nach-

haltig und damit EU-förderwürdig an-
zuerkennen. Das Wehklagen darob 
in der links-gelben Bundesregierung 
war ebenso groß wie vergeblich, zum 
Glück, werden wir doch noch für Jahr-
zehnte auf Atomstrom aus dem Aus-
land angewiesen sein. Wer ernsthaft 
als Außenministerin oder Finanz-
minister Deutschland vertreten will, 
sollte sehr schnell lernen, Fakten anzu-
erkennen und aufhören, sich bzw. die 
Stärke seines Landes maßlos zu über-
schätzen. Da ist es von Vorteil, dass - 
anders als bei den Grünen und ihrem 
Vorfeld aus Fridays for Future und Co. 
- sich ein Friedrich Merz nicht erst von 
den CDU-Anhängern emanzipieren 
muss. Mit ihm und einem starken Team 
können sich CDU und CSU in Berlin als 
starke Opposition mit den besseren 
Alternativen präsentieren. In einem 
Jahr, in dem vier Landtagswahlen an-
stehen, liegt darin eine große Chance. 
Um zum Abschluss nochmals Carsten 
Linnemann zu zitieren: „Wir nehmen 
keine Rücksicht auf Einzelinteressen, 
sondern fühlen uns ausschließlich dem 
Konzept Ludwig Erhards verpflichtet. 
Die Soziale Marktwirtschaft ist unser 
Kitt, unser Wertefundament.“ Und die 
Grundlage kommender Erfolge! 

Ihre Inka Sarnow

Vorwort

Inka Sarnow, stellvertretende Landesvorsitzende
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Schwerpunkt

Die hohen Kosten für Energie, vor allem 
die Gewerbepreise für Strom und Gas, 
belasten den baden-württembergischen 
Mittelstand massiv. Die Stromerzeugungs-
kapazitäten sinken durch den Ausstieg 
aus Kernenergie und Kohleverstromung, 
und da sie derzeit nicht durch den Ausbau 
der Erneuerbaren ersetzt werden können, 
steigen die Energiepreise. Gleichzeitig 
sind die Klimaschutzziele bundesweit und 
im Land mit der aktuellen Energiepolitik 
nicht erreichbar.
„Die steigenden Energiepreise belasten 
die mittelständischen Unternehmen und 
Privatkunden. Wir können uns aber auch 
nicht dauerhaft von russischem Gas und 
französischem Atomstrom abhängig ma-

chen. Daher müssen wir unsere natio-
nalen Erzeugungskapazitäten aus- und 
umzubauen sowie eine einheitliche euro-
päische Energiepolitik anregen. Bis dahin 
müssen zur Entlastung der Verbraucher 
und zur Stärkung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit des Mittelstands die 
Strom- und Energiesteuern gesenkt wer-
den“, fordert Bastian Atzger, Landesvor-
sitzender der MIT Baden-Württemberg. 
Der Weg zur Erreichung der Klimaziele 
und die Energieversorgung der Zukunft 
führt nach Auffassung der MIT Baden-
Württemberg vor allem über Forschung 
und Ingenieurskunst. 
„Wir sollten jetzt im Land und in Europa 
massiv in die technologieoffene Energie-

forschung investieren, dabei darf auch 
die Kernenergie kein Tabuthema sein. Pa-
rallel zur technologischen Weiter-
entwicklung der Erneuerbaren, der 
Speichertechnologien und der E-Fuels 
liegen auch in der Forschung zu Kern-
fusion und Thorium-Reaktoren große 
Chancen. Diese dürfen wir nicht aus ideo-
logischer Kurzsichtigkeit verspielen“, er-
klärt Bastian Atzger.�

Pressekontakt:  

Jürgen Scheurer (Pressesprecher), 

presse@mit-lvbw.de, 

www.mit-bw.de

Pressemitteilung 2/2022

Mittelstand 
fordert tech-
nologieoffene 
Energie-
forschung
Hohe Energiekosten und fehlende Erzeugungskapazitäten 

dürfen Betriebe nicht belasten
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Die Aufnahme von Energiegewinnung aus 
Atom und Gas in die Taxonomie steht in 
den Startlöchern. Das oftmals als „Güte-
siegel“ bezeichnete Verfahren macht 
Investitionen in Technologiefortschritt 
leichter, so sie mit besonderer Klima- und 
Umweltfreundlichkeit überzeugen kön-
nen. Nachhaltigkeit wird damit auch auf 
europäischer Ebene weiter zum Indikator 
in Investitionsfragen. Nur was freundlich 
zum Klima ist, kommt leichter an Finanz-
mittel. Aber was heißt denn eigentlich 
klimafreundlich? In Europa gibt es darauf 
sehr verschiedene Antworten…
Das birgt natürlich einiges an Konflikt-
potenzial bei der großen Vielfalt an 
unterschiedlicher Energieversorgung in 
der Europäischen Union. Auch die inner-
staatlich-geführten Debatten über die 

jeweilige Versorgungssicherheit und die 
Maßnahmen für Klimaschutz wiegen 
schwer. Da jedes Mitgliedsland über sei-
nen Energiemix alleine entscheiden kann, 
schaffen die Taxonomie-Pläne der EU 
unterschiedliche Anreize für unterschied-
liche Kontexte.

Atomkraft in Frankreich

Ein oft bemühtes Beispiel: In Deutschland 
gilt Atomkraft bekannterweise in vielen 
Kreisen als rotes Tuch. Frankreich macht 
es anders. Dort wird Kernenergie in Um-
fragen von einer klaren politischen Mehr-
heit befürwortet: Über 60 % der französi-
schen Bevölkerung sind dafür. Deshalb ist 

es folglich richtig, dass die Europäische 
Union auch Atomenergie als nachhaltig 
aufnimmt. Das ist ein wichtiges industrie-
politisches Signal! Aber keine Sorge; 
keine Rückwärtsrolle zur konventionellen 
Atomkraft. Wer bei Kernenergie an den 
alten Meiler denkt, wird überrascht sein 
von den kleinen, flexiblen Kraftwerken, 
die bei Weitem nicht mehr das Risiko-
potenzial von früher haben. Stattdessen: 
nachhaltige Innovationstechnik als Ant-
wort auf steigende Energiepreise und 
eine möglichst gemeinsame europäische 
Energieversorgung.
Wenn, was sich abzeichnet, flexible und 
kleine Kernkraftwerke viel sicherer sind, 
und die Halbwertzeit des Abfalls nur noch 
ein Bruchteil der heutigen ist, werden 
diese europäischen Atom-Taxonomie-Vor-

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.

Dr. Markus Pieper MdEP, Sprecher des Parlaments-
kreises Mittelstand (PKM) der CDU/CSU-Gruppe 
im Europäischen Parlament 

EPPGroup-Foto: M
Lahousse

Anreize für 
Technologie-
fortschritt
Taxonomie-Pläne der EU und die Möglichkeit  

moderner Energietechnik
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gaben auch in Deutschland wieder ein 
Thema sein. Fast alles, was gestern und 
heute zu Recht gegen Atomkraft spricht, 
wird morgen kein Thema mehr sein. Das 
muss auch die deutsche Politik zur Kennt-
nis nehmen und neu bewerten.
Die EU-Einstufung als nachhaltig er-
leichtert also die Finanzierung neuer 
Kraftwerks-Generationen. Aber eben 
nicht nur für Kernkraft mit Risiko-
minimierung, sondern auch wasser-
stoffgeeignete Erdgaskraftwerke kön-
nen damit finanziell gepusht werden 
– und natürlich Anlagen der erneuer-
baren Energien. Es ist der Mix aus grüner 
Energieproduktion, zeitweiligen Über-
gangstechnologien und einer ehrlichen 
Technologieoffenheit, der die europäi-
sche Energiesicherheit im Einklang mit 
der Energiewende gewährleistet.

Gasversorgung aus Russland

Auch Investitionen in neue Gaskraft-
werke werden zukünftig als nachhaltig 
eingestuft. Das macht die deutsche 
Energiewende erst wirklich möglich, da 
wir – mindestens für den Übergang – eine 
Versorgung über neue Gaskraftwerke be-
nötigen. Keine dreckige Kohle mehr ver-
brennen und Atomkraft noch unerwünscht 
– da brauchen wir Ausweichmöglichkeiten 
für eine Übergangszeit. 
Wer an Gasversorgung denkt, denkt auch 
an Russland. Wohlmöglich befürchtet 
man dann eine gesteigerte Abhängig-
keit von Moskau. Vor dem Hintergrund 
des Ukraine-Konflikts versteht man die 

Sorgen insbesondere auch von Polen und 
der baltischen Staaten. Fakt ist aber eben-
falls, dass Russland langfristige Lieferver-
träge einhält und über die Jamal-Pipeline 
und zusätzlich Turk-Stream weite Teile 
von Ost-, Mittel- und Südeuropa beliefert 
und eben nicht nur Deutschland. Die Ab-
hängigkeit ist also eine gegenseitige. 
Nord Stream allein entspricht dabei übri-
gens gerade einmal 3 % des europäischen 
Energieverbrauchs. Das sollte man nicht 
als Schicksalsprojekt überhöhen. Und 
scheitert die fertig gebaute Pipeline, ist 
Schadensersatz fällig. Mindestens sechs 
Milliarden Euro, die am Ende der deutsche 
Steuerzahler und letztendlich auch die 
Energiekunden zu tragen haben.
Außerdem: die neuen Gaskraftwerke sind 
der Startschuss ins Wasserstoffzeitalter. 
Dafür technisch-clevere Lösungen zu fin-
den und gleichzeitig die Vorgaben der EU-
Kommission an CO2-Grenzwerten einzu-
halten, wird eine große Herausforderung 
für unsere Ingenieurskunst.

Wasserstoff mit Hürden

Aber leider haben es nicht nur die Grenz-
werte für Gaskraftwerke in sich, sondern 
auch die angedachten Hürden für die 
Wasserstoffproduktion mit erneuerbarem 
Strom. Wenn die aktuell viel zu strikten 
Pläne der EU-Kommission für erneuer-
baren Wasserstoff so in die Tat umgesetzt 
werden, dann haben wir es schwer im 
Wettbewerb mit China, USA und Russ-
land. Denn die Produktion wird sich hier 
keiner leisten können. Andere Länder sub-

ventionieren die Produktion von Wasser-
stoff jedoch in hohem Maße und ermög-
lichen sie ganz unbürokratisch.
Gleichzeitig schreibt der Vorschlag 
für eine überarbeitete Erneuerbaren-
Energien-Richtlinie (RED) dem Industrie-
sektor vor, dass im Jahr 2030 bereits 
50 % des genutzten Wasserstoffs er-
neuerbarer Wasserstoff sein muss. Die 
Produktion wird also auf der einen Seite 
unnötig erschwert, auf der anderen Seite 
werden unrealistische Mengen erwartet. 
Da darf man sich – mit Verlaub – schon 
wundern, warum Europa das nicht be-
werkstelligen kann.

Gemeinsames Klimaschutzziel

Ich halte die Einstufungen für wichtig. 
Es wird deutlich, dass jedes Land seine 
besondere, individuelle Geschichte mit 
Energie hat. Europäische Staaten müs-
sen selbst über die Parameter ihrer je-
weiligen Energiewende entscheiden 
können. Unser gemeinsamer Maßstab 
sind dabei, ganz klar, die Pariser Klima-
vorgaben – aber ob jemand ins Ziel 
sprintet, im stabilen Tempo läuft, freu-
dig hüpft oder ungewöhnlich rollt: Das 
sollte jedem Mitgliedsstaat im Rahmen 
der Möglichkeiten freigestellt werden. 
Hauptsache ist, alle kommen im fest-
gesetzten Ziel an.
Die Pariser Klimavorgaben müssen wir 
einhalten und dürfen nicht durch häufig 
besserwisserische Technologie-Graben-
kämpfe wertvolle Zeit verlieren und den 
horrend steigenden Energiepreisen ein-
fach tatenlos zusehen. 
Wir dürfen nicht Gefahr laufen,, dass die 
Kommission mit delegierten Rechtsakten 
die ambitionierte Energiewende in Europa 
unmöglich macht und statt Lösungen 
immer nur neue Fallstricke anbietet. Wir 
müssen uns konkurrenzfähig aufstellen 
und pragmatische Möglichkeiten für unse-
re Wirtschaft einräumen, um sich am welt-
weiten Energiemarkt der Zukunft nach-
haltig (im Doppelsinn) zu beweisen.

Dr. Markus Pieper MdEP,

europabuero@markus-pieper.eu, 

www.markus-pieper.eu
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Die aktuellen Verwerfungen am Strom-
markt geben einen Vorgeschmack auf das, 
was uns die nächsten Jahre noch intensi-
ver beschäftigen wird:  Stark  steigende 
Energiepreise. Mag die Ursache aktuell 
nicht rein Energiewende-getrieben sein, 
waren doch wesentliche Parameter wie 
die EEG-Umlage, die CO2-Bepreisung 
oder die Netzentgelte schon seit einiger 
Zeit wesentliche Treiber des Strompreises.

Auch die aktuelle Debatte um die Kern-
kraft und Gaskraftwerke im Rahmen der 
Taxonomie der EU verdeutlichen das Di-
lemma, in dem wir uns befinden: Es ist 
nicht damit getan zu sagen, was wir nicht 
mehr wollen im deutschen Strommix. Wir 
müssen auch sagen, wie es stattdessen 
gehen soll. Das gilt besonders für das star-
ke Industrieland Baden-Württemberg, in 
dem wir bereits im Jahr 2040 – und damit 
5 Jahre früher als in der Bundesrepublik – 
klimaneutral sein wollen.

Mit der Abschaltung des Kernkraftwerks 
Neckarwestheim II in diesem Jahr ent-
fällt ein Anteil in Höhe von 25,1 % an der 
Bruttostromerzeugung im Land. Hinzu 
kommt der weitestgehend bereits or-
chestrierte Ausstieg aus der Kohlever-
stromung, der eine weitere Lücke in der 
Energieerzeugung des Landes in Höhe von 
aktuell rund 20 % hinterlässt.

Bis Mitte der 20er Jahre wird die ge-
sicherte Kraftwerksleistung in Baden-
Württemberg auf rund 8 GW zurück-
gehen. Erforderlich ist aber die Deckung 

Dachflächen - ob bei privaten oder gewerblichen Gebäuden - bieten ein immenses Potenzial beim Ausbau 
der Photovoltaik.

Zukunft der Energie in 
Baden-Württemberg
Nicht nur klimaverträglich, sondern auch bezahlbar und sicher
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einer Spitzenlast von 12 GW. Zur Schlie-
ßung der Lücke wird Baden-Württemberg 
künftig zunehmend auf Stromlieferungen 
aus anderen Bundesländern und dem Aus-
land abhängig sein.

Weiterer Ausbau der Photo-
voltaik und Windkraft im Land

Zur Sicherstellung einer möglichst weit-
gehenden Versorgungssicherheit in Ba-
den-Württemberg liegt es daher auf der 
Hand, dass wir die Erneuerbaren weiter 
ausbauen müssen. Auch wenn der An-
teil der Erneuerbaren an der Energie-
erzeugung im Jahr 2020 um rund zehn 
Prozentpunkte auf 41,1 % anstieg, liegt 
der regenerative Stromanteil an der 
Gesamtstromversorgung in Baden-Würt-
temberg immer noch unter dem Bundes-
durchschnitt. Dabei sind wir Sonnenland 
und verfügen insbesondere für PV-An-
lagen über beste Voraussetzungen.

Die Photovoltaik trägt 14,3 % zur Brutto-
stromerzeugung in Baden-Württemberg 
und damit einen Löwenanteil an der Er-
zeugung regenerativer Energien im Land 
bei. Seit dem Jahr 2015 können wir hier 
einen stetigen Aufwärtstrend beobachten. 
Trotzdem landen wir im bundesdeutschen 
Durchschnitt mit einer installierten PV-
Leistung von 6.910 MW lediglich auf Platz 
zwei hinter Bayern (14.802 MW). Da müs-
sen wir besser werden!

Bisher liegt der Schwerpunkt der instal-
lierten PV-Leistung in ländlicheren Regio-
nen. Hier sollten wir aber vor allem auch 
urbane Regionen und Verdichtungsräume 
mehr in den Fokus nehmen. Dazu gehören 
vor allem Dachflächen – auf Häusern, 
Gewerbeflächen und Parkplätzen. Und 
es rechnet sich! Ein sehr hilfreiches Tool 
bietet der Energieatlas  des Solar  Cluster 
Baden-Württemberg, mit dem sich Bau-
herren, Eigenheimbesitzer, Unternehmer 
und interessierte Bürger über das Sonnen-
energiepotenzial ganz konkret bei ihnen 
vor Ort, für ihre Dachfläche, informieren 
und mit einem  Rentabilitätsrechner  die 
Amortisationszeit ausrechnen können.

Ein perspektivisch wichtiger Baustein 
für die Sonnenenergie in Baden-Würt-

temberg wird die  Agri-Photovoltaik. 
Denn damit nutzen wir nicht nur die uns 
zur Verfügung stehenden Flächen mög-
lichst effizient, sondern wir lösen auch 
bestehende Flächennutzungskonflikte 
zwischen Energieerzeugung und Land-
wirtschaft. Deshalb war es ein wichtiger 
Schritt, dass es im Rahmen des EEG ein 
neues Ausschreibungssegment für inno-
vative Technologien wie Agri-PV gibt und 
dass im aktuellen Landeshaushalt Geld für 
weitere konkrete Forschungsprojekte in 
die Hand genommen wird. Weiter ist es 
erforderlich, bestehende, insbesondere 
baurechtliche Hürden, abzubauen.

Das zweite Standbein bei den Re-
generativen ist ganz klar die Windkraft, 
auch wenn deren Potenzial im Vergleich 
zu Nord- und Mitteldeutschland bei uns 
im Land begrenzt ist. Derzeit landet Ba-
den-Württemberg mit einer installierten 
Leistung von 1.572 MW und 728 Anlagen 
im Jahr 2020 unter den Flächenländern auf 
dem drittletzten Platz vor Sachsen und 
dem Saarland.

Auch wenn wir hier schneller voran-
kommen müssen, ist es wichtig, dass 
wir besonders sensibel mit den damit 
verbundenen Konflikten umgehen,  ins-
besondere  beim Ausbau der Windkraft 
in Siedlungsnähe oder bei der Berück-
sichtigung des Natur-, Arten- und Land-
schaftsschutzes. Zugleich müssen wir 
aber auch dafür sorgen, dass der Wind-
kraftausbau nicht an Formalien scheitert, 

vor allem bei den Fällen, wo die Vorhaben 
vor Ort unterstützt werden. Und auch da 
ist nicht alles schwarz-weiß: Mit neuen 
Vorgaben in  § 6  EEG können Kommu-
nen eine finanzielle Beteiligung an dem 
wirtschaftlichen Erfolg von Windenergie 
oder PV-Anlagen einfordern, die nicht der 
Kreisumlage unterliegt! Das ist auch rich-
tig: Wer die Anlagen vor der Nase hat, soll 
auch davon profitieren können.

Oftmals scheitert der Windkraftausbau 
an langwierigen Genehmigungspflichten 
und bürokratischen Auflagen. Hier gilt 
es, die erforderlichen Verfahren weiter zu 
straffen, das Personal in den zuständigen 
Ämtern aufzustocken und Bürokratie ab-
zubauen. Dann wird es  -  gemeinsam mit 
der kürzlich von der EU-Kommission ge-
nehmigten „Südquote“ im EEG - gelingen, 
dass mehr wirtschaftliche Projekte ein-
gereicht und angegangen werden.

Einen Beitrag zum Erfolg beim Erneuer-
baren-Ausbau leisten wir künftig auch 
über einen Ausbau der Windkraft im 
Staatswald. Dort, wo Nachhaltigkeit 
einst im frühen 18. Jahrhundert von den 
Förstern erfunden wurde, wird nun nach-
haltige Energie für die nächsten Genera-
tionen produziert. Im Rahmen der Ver-
marktungsoffensive für Staatswald- und 
Landesflächen für Windkraftnutzung sind 
auf die Ausschreibung der ersten Tranche 
mit einem Flächenumfang von 1870 ha 
bereits über 130 Angebote eingegangen. 
Dabei zeigt ForstBW, dass der Ausbau der 

Eine sichere Energieversorgung und bezahlbare Energiepreise sind ein zentraler Standortfaktor für die 
Wirtschaft und insbesondere die Industrie.
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Erneuerbaren und die Berücksichtigung 
des Natur- und Umweltschutzes durch 
diverse Auflagen und Ausgleichsmaß-
nahmen keine Gegensätze sind.

Back-up-Kapazitäten erhalten

Bei all den Maßnahmen für den Erneuer-
baren-Ausbau, dürfen wir jedoch eins nicht 
aus dem Blick verlieren: Die Schaffung von 
hinreichend  Back-up-Kapazitäten. Hier 
dürfen wir uns keinesfalls nur auf Strom-
importe aus anderen Bundesländern und 
dem Ausland verlassen. Wir brauchen viel-
mehr Speicher und vor allem schnell re-
aktionsfähige Gaskraftwerke, die besten-
falls auch eine perspektivische Nutzung 
von grünem Wasserstoff berücksichtigen. 
Dafür kommt es aber entscheidend da-
rauf an, dass Baden-Württemberg an 
das deutsche H2-Transportnetzwerk an-
geschlossen wird und ausreichend Kapazi-
täten zur Erzeugung von grünem Wasser-
stoff bestehen. Im Koalitionsvertrag des 
Landes haben wir darauf deshalb auch 
einen Schwerpunkt gelegt.

Starke Netze für eine  
erfolgreiche Energiewende

Ankommen wird es auch auf den Aus-
bau der Stromnetze. Während früher 

wenige zentrale, industrienahe Kraft-
werke den Strom produziert haben, 
muss heute der Strom aus Millionen 
von dezentralen Klein- und Kleinst-
anlagen quer durch die Republik trans-
portiert werden. Denn der Strom wird 
heute und künftig nicht mehr dort pro-
duziert, wo der Schwerpunkt der Strom-
verbraucher liegt, sondern da, wo Wind 
und Sonne bestmöglich verfügbar sind. 
In Zeiten, in denen der Energiebedarf 
im Süden Deutschlands stetig zunimmt 
und Windräder im Norden der Repub-
lik aufgrund fehlender Leitungskapazi-
täten abgeschaltet werden müssen, ist 
der Ausbau der Übertragungsnetze, 
bspw. durch die Realisierung von Sued-
Link, daher wichtiger denn je.

Neben den Übertragungsnetzen spie-
len aber auch die Verteilnetze eine 
wesentliche Rolle bei einer zunehmend 
dezentral organisierten Energiever-
sorgung. Hierbei leisten die vielen kom-
munalen Unternehmen schon heute 
einen wichtigen Beitrag.

Energieeffizienz und Innovation

Schließlich ist die Energieeffizienz 
ein Baustein, dessen Bedeutung wei-
ter wachsen wird. Um die Energie-
effizienz sowohl im privaten als auch 
im gewerblichen Bereich weiter zu 

steigern, müssen wir mit passenden 
Förderangeboten Investitionen in Maß-
nahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz noch attraktiver machen. 
Die erfolgreiche Förderung  netzdien-
licher  Batteriespeicher in Baden-Würt-
temberg hat bereits gezeigt, dass die 
Nachfrage in der Bevölkerung groß ist. 
Dies gilt im Übrigen auch für die Ent-
wicklung und Anwendung innovativer 
Lösungen zur Erzeugung  regenerativer 
Energien, wie  Agri-, Floating- oder 
Fassaden-PV.

Der Ausbau der Erneuerbaren wird die 
Stromversorgung in Deutschland und 
Baden-Württemberg grundlegend ver-
ändern. Die Gewährleistung einer si-
cheren und bezahlbaren Energiever-
sorgung wird maßgeblich vom Ausbau 
der Erneuerbaren und der Stromnetze, 
aber auch von der Aufrechterhaltung 
reaktionsschneller  Back-up-Kapazi-
täten  und der Entwicklung innovativer 
Technologien abhängen. Denn die Ak-
zeptanz von Gesellschaft und Wirt-
schaft für die Klimaneutralität steht 
und fällt mit der Gewährleistung einer 
sicheren und bezahlbaren Energiever-
sorgung.�

Sarah Schweizer MdL,

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de,

www.sarahschweizer.de
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Die 2020er Jahre sind durch die Chancen 
aus der Digitalisierung und die enormen 
Herausforderungen des Klimawandels 
geprägt. Die Umsetzung der Energie-
wende bringt uns dem Ziel eines CO2-
neutralen Energiesystems in Deutschland 
kontinuierlich näher. Dazu ist jedoch ein 
fundamentaler Umbruch notwendig: in der 
Erzeugung, der Verteilung und beim Ver-
brauch elektrischer Energie. Parallel dazu 
prägen Digitalisierung und Vernetzung die 
Wertschöpfung in der Wirtschaft sowie 
fast alle übrigen Lebensbereiche. Immer 

mehr Prozesse in der Wirtschaft und im 
gesellschaftlichen Leben setzen darauf 
auf. Sie werden in Zukunft eine noch zen-
tralere Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Landes spielen. 

Energiewende und Digitalisierung sind 
eng miteinander verknüpft: Für beides 
sind zuverlässige und resiliente Tele-
kommunikationsdienste zwingend er-
forderlich. Eine erfolgreiche Digitali-
sierung ist zudem ohne zuverlässige 
Versorgung mit elektrischer Energie 

schlicht nicht möglich. Um die Stromver-
sorgungs- und Telekommunikationsinfra-
strukturen krisenfest zu gestalten, sind 
neue Anstrengungen und Konzepte not-
wendig. Die zunehmende wechselseitige 
Abhängigkeit der jeweiligen Netze ist 
dringend zu berücksichtigen. Ansonsten 
werden alle Bemühungen, Deutschland 
technologisch zukunftsfest zu machen, 
scheitern. 

Die dezentrale Stromerzeugung durch 
regenerative Energien erfordert eine 

Resiliente Strom- und        
Kommunikationsnetze 
Sicherheit und Zuverlässigkeit für Bevölkerung und Wirtschaft

Resiliente Strom- und Kommunikationsnetze mit einem hohen Grad an Digitalisierung sind Voraussetzung für Energiewende, Verkehrswende und Klimaschutz.
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wesentlich stärkere, agilere und fein-
gliedrigere Steuerung. Hier ist der 
Blick der Politik vor allem auf eine 
Systemwiederherstellung bei groß-
flächigen Stromausfällen (Schwarzfall) 
zu richten. Es ist ein Muss, dass wir in 
Deutschland schnellstmöglich über 
eine zuverlässige und flächendeckende 
Kommunikation in der Mittelspan-
nungs- und Niederspannungsebene 
verfügen. Durch die rasch steigende 

Anzahl neuer und flexibler Verbraucher 
(z. B. Elektrofahrzeuge, Wärmepumpen 
und Stromspeicher) entwickeln sich 
klassische, passive Verbraucher zu ak-
tiven Netznutzern. Die Folge ist, dass 
gegenüber der von Sonne und Wind ab-
hängigen Erzeugung von erneuerbaren 
Energien auf der Verbrauchsseite eine 
potenziell hohe, verhaltens- und preis-
getriebene Gleichzeitigkeit des Bedarfs 
entsteht. Diese Gleichzeitigkeit kann 
insbesondere auf der Niederspannungs-
ebene im schlimmsten Fall zu einem 
Totalausfall im elektrischen Verteilnetz 
führen. Daher ist es unerlässlich, zuver-
lässige Steuerungs- und Überwachungs-
methoden für die Netze aufzubauen 
und die Energieflüsse digital zu ko-
ordinieren – Digitalisierung der Netze, 
basierend auf moderner und resilienter 
Telekommunikation.

Die fortschreitende Digitalisierung in 
nahezu allen Lebensbereichen und Wirt-
schaftszweigen wird ganz neue An-
forderungen an die Ausfallsicherheit 
von Telekommunikationsnetzen stellen, 
die nicht nur Störungen der Energiever-
sorgung abdecken, sondern auch Störun-
gen durch Naturkatastrophen und ge-
zielte Handlungen wie z. B. Cyberangriffe 
einschließen. Diese Herausforderungen 
gilt es, heute zügig anzunehmen und in 
zukunftssichere Konzepte zu überführen. 
Die Unwetterereignisse im Ahrtal haben 
die zentrale Bedeutung einer gut ent-
wickelten und gegen disruptive Ereig-
nisse gewappneten Infrastruktur gezeigt. 
Der regionale Totalausfall von Energie-

versorgung und Telekommunikation 
hat dazu geführt, dass große Teile der 
betroffenen Bevölkerung und Wirt-
schaftsunternehmen für längere Zeit von 
elementaren Diensten abgeschnitten 
waren. Die Auswirkungen eines solchen 
bloß regionalen Ausfalls waren schon 
dramatisch. Der „Ahrtal-Fall“ zeigt den 
dringenden Handlungsbedarf in Bezug 
auf eine hohe Widerstandsfähigkeit 
von Energie- und Telekommunikations-
netzen gegen Ausfall und Angriff 
(engl.: „resilience“ und „recovery“). Die 
bewährte Praxis, Resilience und Re-
covery jeweils isoliert innerhalb der 
Energie- bzw. Telekommunikationsnetz- 
infrastrukturen sicherzustellen, muss 
wegen der zunehmenden gegenseitigen 
Abhängigkeit um sektorübergreifende ko-
ordinierte Maßnahmen erweitert werden.

G
ra

fi
k:

 V
D

E

Markus B. Jaeger, Global Head of Political Affairs 
der Technologieorganisation VDE

Foto: VDE

 

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Die Wiederherstellung der zerstörten 
Infrastrukturen und die Umsetzung 
weitergehender Schutzmaßnahmen 
zur Absicherung gegen Ausfälle stellen 
für die betroffenen Unternehmen Auf-
wände dar, die sie an die Grenze des 
Machbaren bringen – unternehmerische 
Existenzen stehen auf dem Spiel. Die 
Umsetzung neuer Konzepte erfordert 

das konsequente Zusammenwirken aller 
Beteiligten. Ihr Erfolg wird maßgeblich 
bestimmt durch geeignete politische 
Maßnahmen und Randbedingungen 
für Unternehmen, die zu großen Teilen 
einem regulierten Wettbewerb unter-
liegen. Die Politik muss schnell die 
Rahmenbedingungen setzen, damit 
im Schadens- oder Krisenfall die Ver-

sorgung von Bevölkerung und Wirtschaft 
mit Elektrizität und Kommunikations-
diensten sichergestellt bleibt. Aus Sicht 
des VDE ist Folgendes zu tun:

•	 Strukturiertes Vorgehen der Be-
teiligten aus der Energie- und der 
Kommunikationsbranche. Hier bie-
tet sich die neutrale und sektorüber-
greifende Technologieorganisation VDE 
als ausgleichender Moderator an.

•	 Gezielte Forschungsvorhaben im Be-
reich der Telekommunikations- und 
Energieversorgungsnetze zum Thema 
Ausfall und Angriff. Ziel: Darstellung 
der grundlegenden Änderungen der 
Netzstrukturen und Überführung in 
neue Konzepte für den Ausfallschutz 
und den strukturierten Wiederaufbau.

•	 Ein im Austausch mit den Fach-
expertinnen und -experten klug gesetz-
ter regulatorischer Rahmen, auf dem 
die entsprechende Weiterentwicklung 
von Normen, der Netztechnik und den 
Betriebskonzepten aufbauen kann.

Die fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung in der Wirtschaft 4.0 setzt hohe Anforderungen an Strom- und Kommunikationsnetze.

G
ra

fi
k:

 V
D

E



13Nr. 1 | 2022

Zusammenfassung

Resiliente Strom- und Kommunikations-
netze sind Voraussetzung für Energie-
wende, Verkehrswende, Digitalisierung 
und Klimaschutz. Sicherheit und Zuver-
lässigkeit dieser Infrastrukturen des digi-
talen Zeitalters muss in einer All Electric 
Society aufrechterhalten werden. Die 
zunehmende gegenseitige Abhängigkeit 
von Energieversorgung und Kommunika-
tion macht gezielte sektorübergreifende 
Forschungsvorhaben zu Resilience 
und Recovery erforderlich. 
Deren Ergebnisse müssen 
in ein koordiniertes Vorgehen 
und eine kluge Regulierung um-
gesetzt werden.

Die Basis für diesen Text ist eine Hand-
lungsempfehlung an die Politik, die u. a. 
Expertinnen und Experten der Energie-
technischen Gesellschaft im VDE (VDE 
ETG) und der Informationstechnischen 
Gesellschaft im VDE (VDE ITG) verfasst 
haben. Die beiden Fachgesellschaften 
des VDE werden das Thema weiter 
vorantreiben, damit unsere Strom- und 
Kommunikationsnetze auch in Zukunft 
verlässliche Infrastrukturen für unser 
Land bleiben.�

Markus B. Jaeger,

markusb.jaeger@vde.com,

www.vde.com/politikbrief,

www.vde.com/tecimpulse
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In einer „All Electric Society“ müssen Sicherheit und Zuverlässigkeit der Infrastrukturen sichergestellt sein.
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Der Klimaschutz verlangt eine Jahrhundert-Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft. Manche Jüngere halten das 
Thema für überlebenswichtig. Wenn solche Dimensionen auf-
gerufen sind, lohnt Sorgfalt bei der Prüfung, welche Rezepte 
taugen und welche nicht.

Die MIT vertritt den Teil der Gesellschaft, der die dynamisch 
wachsenden Kosten der Energiewende täglich spürt – trotz 
aller allgegenwärtigen Beschönigungen in den Medien und 
den Umweltredaktionen. 

Die Haushaltsstrompreise in Deutschland liegen in der EU und 
auf der Welt in der Spitzengruppe. In der mittelständischen 
Industrie ist die Preisentwicklung mit plus 60 % in zehn Jah-
ren dramatisch. Der Preisschub ab Jahresbeginn 2021 kommt 

natürlich von der Einführung der CO2-Bepreisung. Seit Herbst 
2021 sind die Preise für Strom und Gas noch einmal zusätzlich 
auf neue Rekordhöhen geklettert. Eine Dämpfung der Preise 
ist nicht abzusehen.

Die MIT spricht von den Kosten der Energiewende und des 
Klimaschutzes. Wie geht man mit Kosten um? Rot-Grün will 
Kosten immer gerecht verteilen. Wir Marktwirtschaftler 
denken bei Kosten nicht zuerst ans Verteilen, sondern an 
Rahmenbedingungen, die helfen, Kosten zu vermeiden und 
Kosten zu sparen.

Das ist jetzt neben dem Kampf um Geldwertstabilität die 
wirtschaftspolitische Aufgabe Nummer Eins. Denn der neuen 
Bundesregierung sind diese Energiepreissteigerungen ja noch 
nicht genug. Wir seien im Klimaschutz im Rückstand und müss-
ten aufholen, sagt der neue Klima- und Wirtschaftsminister. 

Wer marktwirtschaftlich das Klima schützen will, der stellt 
erst einmal laut eine Frage, die Sie in den Diskussionen und 
Talkshows selten hören: Wie kann man das Klima wirksam zu 
den volkswirtschaftlich geringstmöglichen Kosten schützen?
Es gibt prinzipiell zwei verschiedene Wege, das Ziel der Redu-
zierung der Emissionen anzusteuern. Der Gesetzgeber kann 
entweder einen Preis für Emissionen oder aber eine Gesamt-
menge an Emissionen festlegen.

Klimaschutz gelingt nur 
marktwirtschaftlich

Henning Aretz, Mitglied des MIT-Präsidiums  
und 2017 – 2021 Co-Vorsitzender der  
MIT-Kommission Energie und Umwelt
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Ein staatlich bestimmter Preis, wie 2021 mit 25 Euro/t CO2, 
jetzt zu Jahresbeginn 2022 erhöht auf 30 Euro, kann zu nied-
rig oder zu hoch sein. Wenn das Reduktionsziel verfehlt wird, 
wird der Preis politisch neu diskutiert. Wenn durch eine 
schwache Konjunktur oder eine Pandemie das Reduktionsziel 
übererfüllt wird, war der Preis unnötig, das heißt schädlich, 
hoch. Jedenfalls weiß man bei einem Preis erst nachher, wie 
er gewirkt hat.
Demgegenüber ist eine staatlich festgelegte Menge fix. Und 
die Marktteilnehmer, die Menschen und die Betriebe, handeln 
untereinander aus, wo eingespart wird - nämlich da, wo es die 
geringsten Kosten verursacht. Die Emissionen werden nicht 
nur zuverlässig gespart, sondern auch effizient.

Diesen Weg haben sich Volkswirte ausgedacht, als erste Pro-
minente in Deutschland die Wirtschaftsweisen. Dieser Weg 
hört sich ja auch hinreichend theoretisch an. Ist das schon mal 
in der Praxis ausprobiert worden?

Aber ja! Das EU-weite Zertifikatehandelssystem ETS wurde 
2006 eingeführt und zieht seit 2008 scharf. Es gilt für die 
Schwerindustrie und die Stromerzeugung, immerhin die bei-
den stärksten Emissionssektoren in den europäischen Volks-
wirtschaften mit zusammen knapp der Hälfte der Treibhaus-
gasemissionen. Jedes Jahr sinkt die politisch festgesetzte 
Emissionsmenge um knapp 2 %. Die Zertifikate werden also 
tendenziell teurer. Wenn ein Betrieb in Klimaschutz investiert 
und deshalb für seine Produktion weniger Zertifikate braucht, 
kann er welche verkaufen. Wenn insgesamt wenig in Klima-
schutz investiert wird, werden die Zertifikate teurer, so dass 
Investitionen sich wieder schneller auszahlen.

Dieses praxiserprobte und zuverlässig erfolgreiche Klima-
schutzprogramm der europäischen Industrie und Strom-
erzeugung ist erstaunlich unbekannt. Seit 2008 wurde das 

www.schwoererhaus.de
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vorgegebene Ziel der Emissionsreduzierung Jahr für Jahr 
erreicht.

Dazu beigetragen hat ganz erheblich die deutsche Strom- 
produktion.

Treibhausgas-Emissionen der deutschen  
Energiewirtschaft 1990 – 2030

Die deutsche Energiewirtschaft liegt derzeit sogar deutlich 
unter den geplanten Werten des eindrucksvoll ehrgeizigen 
Reduktionspfades. Ich persönlich glaube, dass der Aus-
stieg aus der Braunkohle früher kommen wird als bisher be-
schlossen, und zwar aus rein wirtschaftlichen Gründen wegen 
des Zertifikatehandels.

Auf der Basis dieser Erfolgsgeschichte, was wirksamen Klima-
schutz angeht, haben wir in der MIT unser marktwirtschaft-
liches Klimaschutzkonzept beschlossen. Im Kern sind wir für 
eine Ausweitung des Zertifikatehandels auf die bisher nicht 
einbezogenen Sektoren Verkehr und Heizen. Der letzte, klei-
nere Emissionssektor ist die Landwirtschaft, sie wird aus 
praktischen und technischen Gründen zeitlich wohl als letzte 
einbezogen werden.

Dieses Konzept hat es eindrucksvoll klar auch in das Wahl-
programm 2021 von CDU/CSU geschafft, das aber wie be-
kannt leider nicht offensiv vertreten wurde.

Eine Frage ist noch zu stellen: Ist das Reduktionsziel von 
knapp 2 % pro Jahr ehrgeizig genug? Wenn es so gut funktio-
niert, warum dann nicht 10 % oder 50 % pro Jahr?

Die Antwort heißt: weil zu ehrgeizige Reduktionsziele dem 
Klima schaden. Wie das? Wenn die Reduktionsziele zu sehr 
verschärft werden, kommt es zu Ausweichreaktionen der 
produzierenden Unternehmen, die ihre Produktionen (und 
Arbeitsplätze) in Länder mit laxerem Klimaregime verlagern. 
Wir in Deutschland oder sogar in der EU erreichen dann zwar 
niedrigere Emissionszahlen, woanders wird aber die Produk-
tion – womöglich noch weniger klimaschonend – weiter-
geführt, und dem Klima ist es gleich, wo die Emissionen 
herkommen.

Fazit

Der Klimaschutz ist eine Jahrhundert-Transformation. Seine 
Kosten werden immens sein. Das Klima schützen wir nur, 
wenn wir global Nachahmer finden. Nationale Regeln schaf-
fen es nicht. Verbote lassen sich so schlecht exportieren.

Wir sind als Konservative in der Aufgabe der Bewahrung der 
Schöpfung ehrgeizig und wissen zugleich, dass wir nicht über-
ehrgeizig sein dürfen. Wenn Klimaschutz mit De-
industrialisierung und einschneidenden Wohlstandsverlusten 
erkauft würde, fänden wir global keine Nachahmer und 
schützten so das Klima nicht.�

Henning Aretz,

henning.aretz@gmx.net,

www.mit-bund-de/kommissionen/energie/umwelt
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Die Zukunft des 
(digitalisierten) 
Energiemarktes –  
und was sich dabei für 
die Kunden ändert
In der Energiebranche stehen die Zeichen auf Sturm: Es gibt regelrechte Preisschocks an der 

europäischen Energiebörse, viele Kunden bestellen ihre Verträge regelmäßig ab, gleichzeitig 

sinkt im nächsten Jahr die EEG-Umlage (Erneuerbare-Energien-Gesetz) und die Förderungen 

von Wärmepumpen, Ladestationen sowie Elektroautos treiben die Dekarbonisierung der Ge-

sellschaft voran. Die Große Koalition hat hierbei in den letzten Jahren die richtigen Weichen 

gestellt. Aber wie geht es jetzt – auch und gerade aus Sicht der Kun-

den – weiter?

Marco Beicht, im südbadischen Achern geboren, 
ist Gründer und CEO von powercloud. Bis heute 
lebt und arbeitet er in der südbadischen Region.      
Mit powercloud hat Beicht es sich zum Ziel ge-
macht, die Energiewende mittels intelligenter 
digitaler Cloud-Technologie voranzutreiben. 
Renommierte Konzerne der Energiebranche wie 
EnBW, E.ON und EWE setzen auf die Expertise des 
Dienstleisters.

Haben Sie bereits einmal ihren Strom- 
oder Gasanbieter gewechselt? Wenn 
dem nicht so ist, gehören Sie zu einer 
„aussterbenden Spezies“: Seit Libera-
lisierung der europäischen Energie-
märkte vor rund 20 Jahren steigt der 
Anteil von Haushaltskunden, die sich 
von ihren Versorgern regelmäßig ab-
wenden, immer weiter an. Experten 
sprechen in diesem Zusammenhang 
von einer Disruption des Energie-
marktes, der von einem völlig ver-
änderten Kundenverhalten angetrieben 
wird: Digitale Kanäle sorgen für einen 
schnellen Zugriff auf neue Angebote 

und bieten umfassende Vergleichs-
möglichkeiten  – der Wechsel des 
Stromanbieters mit wenigen „Klicks“ 
ist ein Kinderspiel. Darüber hinaus 
ändern sich die rechtlichen Rahmen-
bedingungen. Das neue „Gesetz für 
faire Verbraucherverträge“ gibt hierbei 
den Rahmen vor. So ist es zwar nach wie 
vor möglich, dass Versorger ihren Kun-
den eine maximale Vertragslaufzeit von 
zwei Jahren anbieten. Allerdings gibt 
es zukünftig keine „stillschweigenden 
Verlängerungen“ mehr. Stattdessen 
kann der Kunde nach Ablauf der Ver-
tragszeit jederzeit monatlich kündigen.
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Vier Megatrends im Fokus

Insgesamt gibt es vier Megatrends, die 
den Energiemarkt weltweit verändern 
und die alle Kunden direkt betreffen: 

1. Digitalisierung: Da wäre zunächst 
ein unvermeidlicher Digitalisierungs-
schub bei den Versorgern, denn viele ver-
wenden aktuell alte IT-Systeme, die vom 
Anbieter nicht mehr aktualisiert werden 
und die Anforderungen der Zukunft nicht 
erfüllen. So setzt der Verbraucher von 
heute digitale Kanäle im Kundenservice 
voraus. Digitale Kanäle sind mit ver-
alteten Systemen aber nur schwer anzu-
bieten, weil diese nicht um den Kunden 
herum gebaut und Schnittstellen für alle 
Self-Service-Prozesse kompliziert bis un-
möglich sind. Außerdem dauert es in 
alten IT-Systemen Monate, bis ein neues 
Energie-Produkt fertig erstellt ist. Dazu 
muss man wissen, dass sich diese Pro-
dukte gerade stark verändern. So nimmt 
aktuell die Zahl der Kombinationsver-
träge aus Strom und Gas zu – die beiden 
Energien werden „gebündelt“. In der 

Folge gibt es Preisnachlässe. Darüber hi-
naus setzen regionale Energieversorger 
darauf, ihre lokalen Wettbewerbsvorteile 
auszuspielen: Sie kombinieren beispiels-
weise eine „kostenlose“ Jahreskarte für 
das örtliche Hallenband mit den Strom-
tarifen. Ein besonders weitreichender 
Ansatz ist die Schaffung von „Non-Com-
modity-Portfolios“ bei den Energiever-
sorgern, zu denen etwa Küchengeräte, 
Waschmaschinen, Smartphones und vie-
les mehr gehören. Sie werden ebenso mit 
dem neuen Energievertrag kombiniert. 

2. Dekarbonisierung: Ein zweiter Mega-
trend ist die politische und gesellschaft-
liche Forderung nach sinkenden CO2-
Emissionen bei der Stromproduktion, 
wobei nachhaltige Lösungen wie Wind-
kraft und Solarkraft-Anlagen einher 
gehen mit dem Kundenwunsch nach 
flexibleren Stromverträgen. Sie ermög-
lichen es beispielsweise, dass man von 
günstigeren Strompreisen profitiert, 
wenn das E-Auto zu bestimmten Zeiten 
aufgeladen wird. Interessant ist in die-
sem Zusammenhang auch, dass große 
Automobilunternehmen in den deut-

schen Energiemarkt einsteigen, wobei 
sie spezifische Stromverträge für ihre 
E-Auto-Nutzer anbieten. Im Zentrum 
steht dabei zum Beispiel eine App-ba-
sierte Steuerung des Ladevorgangs, 
wobei der Kunde im Vorfeld seine ge-
wünschte Abfahrtzeit in der App angibt. 
In der Folge sorgt eine Smart-Charging-
Funktion für optimale Strompreise.

3. Deregulierung: Ein besonderer Ver- 
änderungsschub geht von der all-
gemeinen Deregulierung des Energie-
marktes aus. In der Folge treten bei-
spielsweise innovative Energie-Start-ups 
wie Ostrom oder Stromee auf den Plan, 
die sich nach Vorbild der Direktbank 
N 26 auf digitale Kanäle konzentrieren 
und über eine kleine monatliche Grund-
gebühr finanzieren. Ansonsten reichen 
sie Einkaufspreise für Ökostrom eins zu 
eins an die Kunden weiter und verdienen 
am Verbrauch keinen Cent. Das heizt den 
Wettbewerb stark an.

4. Dezentralisierung: Der vierte Mega-
trend betrifft die Stromerzeugung, 
die zunehmend dezentraler erfolgt  – 

Der Acherner IT-Campus ist Marco Beichts Herzensprojekt. Es soll Vorbildcharakter für Energieversorger und die Wohnungswirtschaft haben. Mit dem intelli-
genten und vollständig CO2-neutralen Quartier will Beicht im Kleinen demonstrieren, wie die Energiewende gelingen kann. 
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große Kraftwerke werden ersetzt 
durch kleinere Kraftwerke, Solarzellen 
auf Dächern und Batterielösungen im 
Keller. Im Endergebnis entsteht ein 
komplexes digitales Stromnetz, das 
Kunden (mit eigener Stromerzeugung 
oder Energiespeicher) und große Pro-
duzenten intelligent zusammenführt. 
Was in diesem Zusammenhang möglich 
ist, zeigen diverse Strom-Speicher-Lö-
sungen. So bieten verschiedene Unter-
nehmen Komplett-Pakete aus Solar-
Modulen, Home-Batteriespeicher und 
Wallboxen an, die mit einer „Cloud“ 
kombiniert werden. Wer im Sommer 
mehr Strom als nötig erzeugt, speist 
die überschüssigen Mengen in die 
Cloud. Im sonnenärmeren Winter be-
kommt man ihn zurück. Auf diese 
Weise wird der Kunde unabhängig von 
steigenden Strompreisen.

Digitale Revolution aus 
Deutschland

Digitalisierung, Dezentralisierung und 
Co. – möglich werden diese massiven 
Veränderungen nur mit einer völlig an-
deren IT-Technologie im „Backend“ der 
Energieversorger. Die Gründe dafür 
liegen auf der Hand: Neue Energie-Pro-
dukte müssen sich einerseits schnell im 
Abrechnungssystem der Unternehmen 
abbilden lassen, andererseits sollen die 
dazugehörigen Abrechnungsprozesse 
weitgehend automatisiert und fehler-
frei ablaufen, was beides oft noch 
nicht der Fall ist. Die angesprochenen 
veralteten IT-Lösungen verhindern 
das. Vor diesem Hintergrund setzt 
sich gerade eine wirkungsmächtige 
IT-Alternative im Energiemarkt durch, 
die aus Baden-Württemberg kommt 
und sich zum internationalen Export-
schlager entwickelt: Seit seiner Grün-
dung im Jahr 2012 hat das Cloud-Soft-
wareunternehmen powercloud mit 
Hauptsitz in Offenburg den deutschen 
Energiemarkt quasi im Sturm erobert. 
Stadtwerke, Start-ups und große 
Energiekonzernen nutzen die cloud-
basierte SaaS-Plattform  – insgesamt 
mehr als 250 Unternehmenskunden. 
Dabei werden über 9 Millionen Ver-
tragsverhältnisse mit über 7 Milliarden 

Euro Umsatz verwaltet. Weitere 20 Mil-
lionen Endkundenverträge befinden 
sich im Umzug von Altsystemen auf 
die powercloud. So unterschiedlich die 
Energieversorger in ihrer Struktur auch 
sind  – sie profitieren von vergleich-
baren Vorteilen: automatisierte Pro-
zesse rund um Rechnungsstellung, 
Kündigung, Lieferbeginn und Co. 
sowie kostenlosen Anpassungen auf-
grund von gesetzlichen Neuerungen. 
Im Endergebnis nehmen die Kosten 
pro Endkunde stark ab. Außerdem be-
nötigen die Verantwortlichen nur noch 
wenige Klicks, um vollautomatisiert 
ein abrechnungsfähiges Produkt zu 
entwerfen und ad hoc am Markt zu 
veröffentlichen. Dazu kommt noch 
etwas: powercloud hat einen eigenen 
eingebauten Appstore. Hier öffnet 
sich eine Welt von Möglichkeiten für 
die Unternehmen, mit der sie auf den 
Wandel von Märkten und Infrastruktur 
schnell reagieren – wohlgemerkt ohne 
teure IT-Projekte. Man bucht die jewei-
lige App einfach zu den Kernfunktionen 
der powercloud hinzu und nutzt neue 
Funktionen wie Shop-Lösungen, neue 
Zahlungsmethoden, intelligentes An-
gebotsmanagement und vieles mehr. 
Die Idee hat sicher Vorbildcharakter 
für viele Branchen, denn schnell wan-
delnden Märkten kann man nicht mit 
statischen IT-Lösungen begegnen. 
Es kommt darauf an, dass sich das IT-
System ebenso wandelt und trotzdem 
schlank bleibt. Das sichert die Investi-
tions- und Wettbewerbssicherheit. 

powercloud investiert in 
Baden-Württemberg 

Die powercloud GmbH setzt auch 
mit dem Bau ihres neuen „IT-Cam-
pus“ in Achern neue Maßstäbe. Das 
autofreie Areal liegt mitten in der 
Stadt und befindet sich in einem park-
ähnlichen Gelände, verfügt über eine 
eigene Photovoltaik-Stromversorgung 
sowie Stromspeicherungslösungen.  
Die Wärme- und Kälteversorgung er-
folgt über intelligente Wärmenetze (4.0) 
inklusive der Einbindung von Biomasse 
und Großwärmepumpen. Außerdem 
gibt es ein spezielles Mobilitätskonzept, 
zu dem unter anderem Sharing-An-
gebote von E-Autos und -Bikes sowie 
ein weiterentwickeltes ÖPNV-Angebot 
gehören. Die Zielsetzung dahinter ist 
ein CO2-neutrales Wohn- und Arbeits-
quartier für rund 350 IT- und Soft-
ware-Experten, mit deren Hilfe neue IT- 
Talente angelockt werden  – auch aus 
dem Ausland. 

Die Zielsetzung der powercloud: einen 
wichtigen Beitrag für die Klimawende 
leisten, Vorbild und Leichtrumprojekt 
sein und dabei vielen Unternehmen beim 
eigenen digitalen Wandel helfen.�

Marco Beicht, 

marianna.schultze@power.cloud (Assistenz),

www.power.cloud

WE MAKE
SURFACE
INNOVATION
WORK

WWW.BIX.GMBH | MESSKIRCH
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Das letzte Quartal im vergangenen 
Jahr war für Verbraucher/-innen bei 
der Beschaffung von Strom und Gas 
kein gutes - und es ist zu erwarten, 
dass es 2022 genauso weitergeht. Die 
Verbraucherzentrale Baden-Württem-
berg wirft deshalb die Frage auf: Sind 
Verbraucher/-innen nur noch Spielball 
der Energiemärkte? Haben Sie keinen 
Schutz mehr, Güter der Daseinsvor-
sorge zu fairen Preisen einzukaufen? 
Grundversorger in Baden-Württemberg 
rufen für die Grundversorgung und 
die Ersatzversorgung zurzeit Kilowatt-
stundenpreise im Strombezug von über 
einem Euro brutto auf!

Energiemarkt in Schieflage

Seit September 2021 zeigt der Energie-
markt deutliche Preissprünge nach oben. 
Die Beschaffungspreise gingen nach 
einem historischen Tief im Jahr 2020 nach 
oben, vor allem die Gaseinkaufspreise 
spielen verrückt. Viele Energieanbieter 
haben mit saftigen Preiserhöhungen 
reagiert, dabei wird pauschal auf die vo-
latilen Marktpreise im Einkauf und die 
zum Beginn des Jahres 2021 eingeführte 
CO2-Bepreisung verwiesen. Gegen 
Preiserhöhungen haben Verbraucher/-
innen eigentlich ein probates Mittel: 
Sie können bis zum Wirksamwerden der 
neuen Preise den alten Vertrag durch 

eine Sonderkündigung beenden und 
sich einen neuen günstigeren Versorger 
suchen.

Was aber, wenn Versorger einfach die 
Abschlagszahlungen erhöhen, obgleich 
der Vertrag noch läuft, die gesetzlichen 
Grundlagen aber eine unterjährige Er-
höhung der monatlichen Abschläge 
gar nicht erlauben? Was ist, wenn es 
Preiserhöhungen gibt, obgleich der Ver-
trag mit einer Preisbindung oder einer 
Preisgarantie abgeschlossen wurde? 
Anbieter kündigen noch laufende Ver-
träge, ohne Kündigungsfristen zu be-
achten. Bestehende Preisgarantien sind 
Makulatur, es werden dennoch Preise 
massiv angehoben.

Ein solches Anbieterverhalten haben 
wir in letzter Zeit zunehmend be-
obachtet. Es verstößt gegen fundamen-
tale Vertrags- und gesetzlich verbriefte 
Verbraucherrechte. Hunderte von Ver-
braucher/-innen haben sich in den ver-
gangenen Monaten bei uns über die-
ses Anbieterverhalten beschwert. Sie 
finden es unverschämt, wie sie als ver-
tragstreue Kunden behandelt werden. 
Nach einer Mitteilung der Bundesnetz-
agentur haben rund 40 Energieunter-
nehmen die Belieferung von Strom und 
Gas zum Ende des Jahres 2021 komplett 
eingestellt. Die Kunden/-innen dieser 
Unternehmen fallen dann in die Grund-
versorgung. Der Energiesektor befindet 
sich in einer bedenklichen Schieflage. 
Probleme die Mitbewerber, wie die 
Discountanbieter unter den Energie-
unternehmen verursacht haben, werden 
einfach auf Kunden/-innen abgewälzt, 
was wir mit dem folgenden Beispiel ver-
deutlichen. Ein einseitiger Lieferstopp 
ist klar rechtswidrig.

Einige Versorger wollen seit Okto-
ber 2021 Kunden/-innen in günstigen 
Sonderverträgen nicht länger beliefern. 
Sie behaupten, die Konditionen seien 
in der aktuellen Situation (für sie) nicht 
mehr wirtschaftlich. Sie ziehen sich ent-
gegen ihrer vertraglichen Pflicht vom 
Markt zurück. Manche teilen ihr Vor-
gehen mit, andere sagen nichts, sodass 
die Verbraucher/-innen erst vom Er-

Verbraucher/-innen: 
Spielball auf den 
Energiemärkten?
Anmerkungen der Verbraucherzentrale zu den Strom- und Gasmärkten.

Matthias Bauer, Abteilungsleiter Bauen, Wohnen 
und Energie bei der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg e.V.
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satz-/Grundversorger über den Liefer-
stopp informiert werden. 

Folge dieses Verhaltens ist, dass allein 
in Baden-Württemberg Zehntausende 
von Kunden/-innen in die dreimonatige 
Ersatzversorgung und dann in die 
Grundversorgung fallen. Der gesetz-
lich vorgegebene Mechanismus sichert 
die Versorgung der Verbraucher/-
innen mit Energie, wenn ein Vertrag 
endet und ein neuer Lieferant die 
Versorgung noch nicht aufgenommen 
hat. Scheitert ein Lieferantenwechsel 
oder meldet ein Unternehmen In-
solvenz an, springt kraft Gesetz der 
örtliche Grundversorger zunächst für 
drei Monate ein. Wir reden dann von 
der Ersatzversorgung. Hier gelten – 
so ist es gesetzlich bestimmt – die 
allgemeinen Preise und Geschäfts-
bedingungen der Grundversorgung. 
Dieser Sicherungsmechanismus wird 
nun von sich aus den Märkten zurück-
ziehenden Anbietern von Sonderver-
trägen schamlos für eigene wirtschaft-
liche Zwecke zweckentfremdet. Das ist 
nicht hinnehmbar.

Die große Zahl an „Neukunden“ be-
reitet den Grundversorgern zwar 
durchaus Probleme. Es ist aber auch 
nicht hinnehmbar, dass einige, auch 
baden-württembergische Grund-
versorger, nun unterscheiden zwi-

schen Neu- und Bestandskunden in 
der Ersatzversorgung und von „Neu-
kunden“ höhere Preise verlangen. Es 
gibt sogar Grundversorger, die neben 
dem „Bestandskundentarif“ zwei 
weitere und unterschiedliche „Neu-
kundentarife“ aufrufen. Nach Auf-
fassung der Verbraucherzentrale sind 
unterschiedliche Preise für Bestands-
kunden und Neukundentarife in der Er-
satz- bzw. Grundversorgung rechtlich 
nicht möglich. Das Instrument ist für 
alle Haushaltskunden geschaffen. Der 
gesetzlich verordnete Kontrahierungs-
zwang bedingt, dass es nur den derzeit 
fixierten Preis geben kann. Begründete 
Preiserhöhungen sind möglich, nach 

den Regelungen in der Strom- bzw. 
Gasgrundversorgungsverordnung. Den 
schwarzen Peter nun wieder den Ver-
brauchern/-innen zuzuschieben, ist 
nicht in Ordnung. Es war eine klare 
politische Entscheidung, vor 22 Jahren 
den Strom- und Gassektor zu liberali-
sieren. Versäumt wurde die Schaffung 
einer effektiven Marktüberwachung, 
die auch Instrumente kennt, unseriöse 
Anbieter in die Schranken zu weisen 
und nicht wirtschaftliche Tarifmodelle 
zu markieren. Die Politik muss klar Stel-
lung beziehen, die Bundesnetzagentur 
muss die Marktüberwachung intensi-
vieren, und die Kartellämter müssen 
die überteuerten sogenannten „Neu-
kundentarife“ der Grundversorger auf 
den Prüfstand stellen.

Verbraucher/-innen haben ein Recht da-
rauf, dass gesetzliche Vorgaben von 
Unternehmen eingehalten werden, dass 
Verbraucherschutzrechte nicht ver-
wässert werden. Wenn in einem Markt 
für Güter der Daseinsvorsorge grund-
legende Vertragsrechte und energie-
rechtliche Regelungen nicht mehr si-
cher sind, schadet dies allen!�

Matthias Bauer,

bauer@vz-bw.de,

www.vz-bw.de
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Photovoltaikanlagen sind heutzutage der wichtigste Baustein für eine energiewendetaugliche Gebäudeenergieversorgung.

Photovoltaik –  
große Chance für die 
Energiewende und das 
Elektrohandwerk

Thomas Bürkle, Präsident des Fachverbands Elekt-
ro- und Informationstechnik Baden-Württemberg

 Das Klimaschutzgesetz Baden-Württem-

berg sieht ab diesem Jahr unter anderem 

verschiedene Pflichten zur Installation 

von Photovoltaikanlagen bei Gebäuden 

und Parkplätzen vor. Die Umsetzung der 

PV-Pflicht bringt große Chancen, jedoch 

auch Herausforderungen für das Elektro-

handwerk in Baden-Württemberg, be-

richtet Thomas Bürkle, Präsident  

des Fachverbands Elekt-

ro- und Informationstechnik 

Baden-Württemberg.
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Photovoltaik-Pflicht – wichtiger 
Schritt für Energiewende

Das novellierte Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg sieht ab 2022 für Neubauten 
von Nichtwohngebäuden und großen 
Parkplatzflächen ab 35 Pkw-Stellplätzen 
die verpflichtende Errichtung und Nut-
zung von Solaranlagen vor. Ab 1. Mai 2022 
soll die PV-Anlagenpflicht-Verordnung zu-
sätzlich für neue Wohngebäude und nach 
dem Jahreswechsel 2023 auch für grund-
legende Dachsanierungen gelten. „Die 
Photovoltaik-Pflicht in Baden-Württem-
berg ist ein weiterer wichtiger Schritt in 
der Umsetzung der Klimaschutzziele des 
Landes. Die Umsetzung erfolgt vor allem 
durch das Handwerk, wie unser Elektro-

handwerk und unsere Kooperations-
partner zum Beispiel aus dem Dach-
deckerhandwerk“, meint Thomas Bürkle, 
Präsident des Fachverbands Elektro- und 
Informationstechnik Baden-Württemberg.

Photovoltaikanlagen – 
energiewendetaugliche 

Gebäudeenergieversorgung 

Photovoltaikanlagen sind heutzutage 
der wichtigste Baustein für eine energie-
wendetaugliche Gebäudeenergiever-
sorgung. Auf ihnen basiert die dezentrale, 
erneuerbare Strom- und Wärmever-
sorgung, und sie wird häufig kombiniert 
mit Stromspeichern und Ladeinfrastruktur 
für E-Fahrzeuge. „Photovoltaik ist das zen-
trale, wichtige Element einer nachhaltigen 
Stromversorgung von Gebäuden und muss 
sicher und störungsfrei funktionieren. 
Daher geht Qualität vor Quantität. Die 
vielen Internetangebote, die PV-Anlagen 
augenscheinlich verschenken oder güns-
tig vermieten, möchten wir nicht werten“, 
sagt Thomas Bürkle. „Aber wir stehen für 
eine saubere Systemintegration und lie-
fern auch ein Hausenergiemanagement-
system oder ein Mieterstrommodell mit. 
Neue PV-Anlagen auf den großen Park-
plätzen sehen wir sinnvollerweise kombi-
niert mit E-Mobilitätsladeinfrastruktur.“ 
Dabei betont der Fachverband-Präsident, 
dass mittlerweile ein Gebäude noch viel 
stärker als System begriffen werden muss: 
Von der PV-Anlage auf dem Dach über die 
Speichermedien und elektrische Wärme-
bereitung z. B. durch Wärmepumpen im 
Keller bis hin zur Ladeinfrastruktur für E-

Mobilität in der Garage oder dem Carport 
– alles funktioniert mit dem Energieträger 
„Strom“ und muss durch einen E-Hand-
werksbetrieb gemanagt werden.

Erneuerbarer Strom: zent-
raler Energieträger für die 

Gebäudeenergieversorgung 

Strom bietet die effizientesten Nutzungs-
möglichkeiten und wird künftig in vielen 
Bereichen zu „dem“ sauberen Energie-
träger. So geht die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Gesetzgebungsmaß-
nahmen davon aus, dass der Bedarf 
an Strom aus erneuerbaren Quellen 
und dessen Nutzung rapide ansteigen 
wird. Bezogen auf den Neubau von Ge-
bäuden sieht das Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) bereits jetzt eine weitreichende 
Anrechnung von Photovoltaik-Strom 
vor. „Für Neubauten von Gebäuden 
ist der Trend ganz klar“, meint Bürkle.   
„Erneuerbarer Strom wird der zentrale 
Energieträger für die Gebäudeenergie-
versorgung sein. Schaut man auf die 
aktuellen Energiepreisentwicklungen, 
ist jede/r gut beraten, sich gedanklich 
von Öl und Gas zu verabschieden und 
besser früher als später auf regenerative 
Stromnutzung umzuschwenken. Dies 
gilt sowohl für die Sektoren Wärme- 
und Warmwasserversorgung, wie auch 
für den Verkehrssektor. Sie glauben gar 
nicht, wie sehr ich mich jedes Mal freue, 
wenn ich die Ladekosten unserer E-Fahr-
zeuge im Vergleich zu den Benzin- bzw. 
Dieselkosten sehe“, berichtet Bürkle aus 
der betrieblichen Praxis. 

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0
info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com
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Unabhängigkeit von steigenden 
Energiepreisen anstreben

Erfreulicherweise hat die Politik erkannt, 
dass auch bei den europaweit zweit-
teuersten Strompreisen in Deutschland 
Handlungsbedarf besteht. Neben der 
angekündigten Absenkung der EEG-Um-
lage im kommenden Jahr plädieren die 
E-Handwerke für eine komplette Ab-
schaffung der EEG-Umlage. „Warum 
sollen wir mehr Photovoltaik- und 
Windkraftanlagen fordern und uns alle 
dann mit höheren Preisen beim Strom 
bestrafen. Das Instrument der CO2-Be-
preisung fossiler Energieträger ist die 
bessere Wahl, um eine Lenkungswirkung 
zu erzielen“, so Bürkle. Mit einem pas-
senden CO2-Preispfad und einem funk-
tionierenden Emissionshandel lassen 
sich die Energiewende und auch Rück-
vergütungen besonders belasteter Haus-
halte und der mittelständischen Unter-
nehmen realisieren.

Dezentrale Energiegewinnung 
und -nutzung

Natürlich kann nicht jeder unmittelbar 
von einer neuen PV-Anlage profitieren 

bzw. sich diese leisten. Aber die Um-
setzung über ein Mieterstrommodell 
oder die Verwendung von Kleinst-PV-
Systemen schaffen Möglichkeiten für 
die private Energiewende im Kleinen. 
Gleichermaßen steht der Weg in eine 
Energiegenossenschaft jedem offen. 

„Wichtig ist aus unserer Sicht, dass 
wir schnellstmöglich die erneuerbaren 
Stromerzeugungskapazitäten in allen 
Bereichen steigern, die Zubauraten deut-
lich erhöhen und für passende Speicher-
lösungen sorgen, die den Nutzern die 
subjektive Angst vor einem Blackout 
nehmen“, so Bürkle. „E-Handwerk, Elek
troindustrie und Netzbetreiber stehen 
auch weiterhin für eine zuverlässige 
Stromversorgung. Mittelständischen 
Unternehmen, die bis jetzt noch gezögert 
haben, eine eigene PV-Anlage zu be-
treiben, ist zu empfehlen, sich schnellst-
möglich über die Realisierung einer Eigen-
stromerzeugung Gedanken zu machen. 
Denn als Eigenstromnutzer kann man 
einen eigenen Beitrag zur Versorgungs-
sicherheit leisten“, ist sich Bürkle  
sicher. „Sie sollten ein passendes Spei-
cher- und Energiemanagementsystem 
mit überlegen und bei den E-Handwerks-
betrieben mit beauftragen.“

Bürokratieabbau erforderlich

Um die Energiewende erfolgreich um-
zusetzen, müssen aber die Rahmen-
bedingungen für Unternehmen stim-
men und die Bürokratie muss zwingend 
abgebaut werden. „Es kann nicht sein, 
dass wir zum Anmelden einer PV-Anlage 
nahezu genauso viel Zeit benötigen, wie 
für die Installation der Module auf dem 
Dach“, betont Bürkle.

Kooperationen ermöglichen 
eine effiziente und hochwertige 

Umsetzung

„Vielfach liest und hört man, wir  
E-Handwerker schaffen die von der 
Politik herausgegebenen Klimaschutz-
ziele und Herausforderungen der 
Energiewende nicht, aber dem ist nicht 

so. Daher freut es mich umso mehr, 
dass wir auf Basis der bereits seit vie-
len Jahren bestehenden Kooperations-
vereinbarung mit dem Dachdecker-
handwerk nun ergänzend vereinbart 
haben, wie wir gemeinsam die Um-
setzung der PV-Anlagenpflicht im Land 
voranbringen. Unsere beiden Gewerke 
stehen bereit, die PV-Pflicht in der Pra-
xis fachkundig bei Kundinnen und Kun-
den umzusetzen. Wichtig ist, dass wir 
gemeinsam eine individuell passende  
Lösung anbieten“, so Bürkle.

Fachkräfte für die Umsetzung  
der Energiewende

Um für den Fachkräftebedarf der Zu-
kunft gut gewappnet zu sein, hat das 
Elektrohandwerk letztes Jahr ihre Aus-
bildungsberufe neu strukturiert. So gibt 
es seit letztem Ausbildungsjahr die  
fünf Ausbildungsberufe: Elektroniker/-
in Gebäudesystemintegration, Elektro-
niker/-in Fachrichtung Energie- und Ge-
bäudetechnik, Elektroniker/-in Fachrich- 
tung Automatisierungs- und System
technik, Informationselektroniker/-in 
und Elektroniker/-in Maschinen- und 
Antriebstechnik. Mit dem Elektroniker 
für Gebäudesystemintegration gibt es 
einen komplett neuen Ausbildungs-
beruf für den Bereich Gebäudeauto-
mation und Smart Building. Zunehmend 
vernetzte Energieversorgungssysteme, 
Stichwort Smart Grid, sind mit Blick auf 
nachhaltige, dezentrale Nutzung selbst-
erzeugten Stroms aus Photovoltaikanla-
gen, kombiniert mit Wärmepumpen, 
Kälte- und Klimaanlagen, Energie-
speichern und E-Mobilität im Firmen-
fuhrpark ein Ausbildungsbereich bei 
diesem neuen Berufsbild. Mit gegen-
wärtig rund 5.300 Auszubildenden im 
Land sind die Elektrohandwerke eine 
der attraktivsten Branchen im Land, 
und zwar nicht nur im Handwerk, son-
dern über alle Branchen hinweg.�

Thomas Bürkle, 

info@fv-eit-bw.de, 

www.fv-eit-bw.de

Steinheimer Straße 3
71691 Freiberg
Fon 07141 7097-0 
Fax 07141 7097-140
verkauf.freiberg@valetott.de

Ihr Rohstofflieferant mit 
Leistung, Qualität und Service!
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Die aktuell weltweit explodierenden 
Energiepreise bei gleichzeitig immer 
drängenderen Forderungen nach einem 
vorgezogenen Ausstieg aus den fossi-
len Energieträgern stellen viele politi-
sche Entscheidungen der Vergangenheit 
zunehmend infrage. Fortschreitende 
technologische Weiterentwicklungen 
verlangen sicherlich mehr als 10 Jahre 
nach dem deutschen Atomausstiegsbe-
schluss eine ergebnisoffene rationale 
Neubewertung insbesondere auch der 
Kernenergie. Aktuell noch laufende Kern-
reaktoren der sog. Generation II gelten 
als technisch überholt, auch wenn sie 
höchste Sicherheitsstandards erfüllen. 
Die Zukunft könnte Kernreaktoren der 
Generation IV gehören. Insbesondere 
der Dual Fluid Reaktor besticht hier 
durch beeindruckende Parameter. Dieses 
Reaktorkonzept wurde von Berliner Phy-
sikern entwickelt und 2012 patentiert. 
Es handelt sich dabei um einen Metall-
schmelzereaktor mit der Neuerung, dass 
der Brennstoff- und der Kühlkreislauf 

technisch getrennt sind. Im ersten flie-
ßen flüssiges Metall oder Metallsalze, an 
das die spaltbaren Stoffe gebunden sind, 
bei einer Temperatur von 1.000 Grad 
Celsius in einem geschlossenen Kreis-
lauf. Der separate Kühlkreislauf enthält 
flüssiges Blei zur Kühlung und koppelt an 
einen konventionellen Wärmetauscher 
zur Dampferzeugung. Der Vorteil hierbei 
ist, dass man die beiden Kreisläufe aus 
verschiedenen Materialien bauen kann, 
die für die jeweiligen Anforderungen ge-
trennt optimiert sind (hohe Neutronen-
resistenz vs. hohe Temperaturen). Da-
durch können bis zu 40-mal höhere 
Leistungsdichten erzielt werden im Ver-
gleich zu heutigen Reaktoren, dabei blei-
ben die Ausmaße der Reaktoren recht 
kompakt (ein Reaktorkern würde im 
Bereich von zwei Metern Höhe liegen). 
Damit werden teure Materialien ein-
gespart und nur wenig Silliziumkarbid 
(„Keramik“) und geringe Mengen an teu-
ren Sondermetalllegierungen notwendig. 
Der Brennstoffkreislauf bleibt über 

Jahre hinweg geschlossen, die Brenn-
stoffe werden permanent pyrochemisch 
aufbereitet. 

Der Dual Fluid Reaktor erfüllt alle vier 
Anforderungen der Generation IV. Er 
ist inhärent sicher, da die Kernspaltung 
nur in einem metastabilen flüssigen Zu-
stand in einem engen Temperaturfenster 
selbstregulierend abläuft. Würde die 
Temperatur ansteigen, steigt der mitt-
lere Abstand der spaltbaren Kerne und 
die Kernreaktion endet, genauso wie 
bei einem Temperaturabfall, wenn der 
Abstand der Kerne zu klein wird. Beim 

Prof. Dr. Michael Thorwart, Professor für Theore-
tische Physik an der Universität Hamburg

Energiewende 2.0
Warum eine Neubewertung der Kernenergie notwendig ist
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Ausfall des Betriebsstroms (Notpumpen, 
etc.) erlischt der Reaktor von selbst. Zu-
sätzliche Schmelzstopfen würden einen 
Notablass in Auffangbehälter ermög-
lichen. Des Weiteren ist der Reaktor mi-
litärisch uninteressant („proliferations-
sicher“), da es viel zu aufwändig wäre, 
kernwaffenfähiges Material zu extrahie-
ren. Nebenbei bemerkt war dieser Aspekt 
auch der Hauptgrund, warum die Ameri-
kaner in den 1960er Jahren die Druck-
wasserreaktoren weiterentwickelt und 
die schon damals funktionierenden Salz-
schmelzereaktoren aufgegeben hatten. 
Außerdem löst der Dual Fluid Reaktor 
das dräuende Entsorgungsproblem. Heu-
tige Reaktoren nutzen nur 3 % des Brenn-
stoffes der Brennstäbe und produzieren 
97 % „Atommüll“. Beim Dual Fluid Re-
aktor liegen die Verhältnisse umgekehrt. 
Unser aktueller „Atommüll“ wäre wert-
voller Brennstoff, der für die komplette 
Energieversorgung Deutschlands für ca. 
50 Jahre genutzt werden kann. Es bleiben 
nur wenige Kilogramm Reststoffe übrig, 
die über einen Zeitraum von 300 Jahren 
gelagert werden könnten, danach wären 
sie zu wertvollen Metallrohstoffen zer-
fallen. Heute suchen wir „Endlager“ für 
eine Abklingzeit von 300.000 Jahren. 

Nicht zuletzt entscheidend sind auch 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen. Der 
Dual Fluid Reaktor kann Strom zu 0,6 
Cent pro Kilowattstunde liefern, was im 
Vergleich zu 5 bis 8 Cent pro KWh bei sub-
ventioniertem Wind- und Solarstrom zu 
sehen ist. Die Ursache hierfür ist die ex-
trem hohe Energiedichte in den Atom-
kernen, die ca. eine Million Mal höher 
ist als bei fossilen und erneuerbaren  
Energieträgern. 

Die hohen Betriebstemperaturen des 
Dual Fluid Reaktors sind auch für die 
direkte Nutzung zur Erzeugung von 
Wasserstoff über die Schwefel-Iod-Re-
aktion und von synthetischen Treib-
stoffen (Hydrazin, etc.) interessant. 
Mit Wasserstoff stünde ein CO2-neu-
traler Energieträger in praktisch un-
begrenzten Mengen zur Verfügung 
und unsere vorhandene Infrastruktur 
(Gasleitungen und -speicher, Straßen, 
Tankstellen) könnte dafür übernommen 
werden. Wahrscheinlich der wichtigste 
Aspekt angesichts der weltweiten An-
strengungen für den Klimaschutz ist 
aber, dass der Dual Fluid Reaktor ein 
vollständig CO2-neutraler Energie-
lieferant wäre. 

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
sieben Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     
                     für jede Anwendung 
                                 den passenden       
                                          Antrieb.

 
ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Schwaig
CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie
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Soweit die Theorie. Entscheidend 
für einen möglichen Erfolg des Kon-
zepts bleibt die konkrete Realisierbar-
keit des Reaktors. Die meisten Einzel-
komponenten sind in den jeweiligen 
Industriebereichen technisch gut im 
Griff. Es bleiben aber zentrale Bau-
elemente des Dual Fluid Reaktors noch 
zu konstruieren. Sicherlich ist auch der 
Umgang mit den sehr heißen Schmelzen 
im Bereich von 1.000 Grad eine Heraus-
forderung, wenn diese in Kontakt mit 
Ventilen und Pumpen kommen, dies al-
lerdings bei recht geringem Druck. Solche 
Anforderungen können aber prinzipiell 
schon heute technisch erfüllt werden.
Es ist Zeit für einen neuen, frischen Blick 
auf die neuesten Technologien der Kern-
energienutzung, wenn wir unseren Wohl-
stand und unsere bürgerliche Freiheit be-
wahren und gleichzeitig unser Klima, 
unsere Natur und unsere Landschaften 
nachhaltig schützen wollen. Der politi-
sche Wille dafür wird sich sicherlich bald 
neu formieren. �

Prof. Dr. Michael Thorwart, 

m.thorwart@web.de

Kern eines Dual-Fluid-Reaktors mit getrennten Brennstoff- (grün) und Kühlkreisläufen (blau)
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Der Planungsausschuss des Regionalverbandes Stuttgart 
tagte im Oktober 2021 in einer öffentlichen Präsenzver-
anstaltung, um den Windkraftsachstand darzustellen und den 
Fortgang für die Landkreise Böblingen, Esslingen, Ludwigs-
burg, Rems-Murr, Göppingen und den Stadtkreis Stuttgart zu 
erörtern. Wer allerdings Antworten auf die Fragestellungen, 
die von den Fraktionen an den Verband herangetragen wur-
den, erwartet hatte, wurde enttäuscht, denn Vieles blieb un-
beantwortet. Kann die erholungsuchende Bevölkerung im 
mittleren Neckarraum, die das höchste Bruttosozialprodukt 
pro Kopf in der BRD erwirtschaftet, in seinen als Grünzüge 
definierten Wäldern noch windkraftfrei spazieren gehen, oder 
muss sie im Urlaub ins Flugzeug steigen, was eigentlich nicht 
im Sinne grüner Umweltpolitik ist?

Windkraftplanung 
im Regionalverband 
Stuttgart

Hansjörg Jung, MIT Herrenberg

Mit den neuen Luftreinigern
Helios AirPal!

Jetzt entdecken unter:
www.HeliosAirPal.com

99,995 % 
weniger Viren.

   FILM AB

AirPal_wifo_88x125_final.indd   1AirPal_wifo_88x125_final.indd   1 16.02.2021   08:41:0816.02.2021   08:41:08



29Nr. 1 | 2022

Windkraftvisualisierung Weissach nach Potenzialatlas von Hansjörg Jung in 
Google Earth
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Betrachtet man die Windkraftplanungen der vergangenen 
Jahre auf der Basis des alten Windatlasses (2011,) so stellt 
man fest, dass diese Planungen aufgrund falscher Fakten-
lage getroffen wurden und die prognostizierten Einspeise-
werte bei den Projekten, die inzwischen gebaut wurden, nicht 
realisierbar waren. Als neuen Mindestrichtwert für die Ge-
nehmigungsfähigkeit von Windkraftanlagen hat die Landes-
regierung eine mittlere Windleistungsdichte von mindestens 
215 Watt pro qm in 160 m Höhe festgelegt. Vergleicht man 
diesen Wert mit real existierenden Windparks, so zeigt sich, 
dass diese Werte in der Realität nicht erreicht werden. Die 
meisten Windkraftanlagen in Baden-Württemberg erreichen 
den Referenzertrag von 60 % nicht und hätten gar nicht ge-
nehmigt werden dürfen. 

Der Standort der drei Windräder Winterbach „Goldboden“ 
weist den Richtwert 215 Watt/qm aus, erreicht aber 2021 nur 
17,68 GWh/a und nicht wie prognostiziert 25 GWh/a. Das 
sind 30 % weniger als der Planwert, was Zweifel am neuen 
Potenzialberechnungsverfahren aufkommen lässt. 2021 war 
ein „normales Windjahr“. Auch in den windstarken Jahren 
2019 und 2020 lag der Goldboden 20 % unter der Prognose.

Der neue Windatlas (2019) führt zu erheblichen Flächenver-
schiebungen, es ergaben sich plötzlich ganz andere Werte. 

Der Kreis Böblingen hat mit 39.000 Hektar nunmehr das größ-
te Potenzial, hier ergibt sich die Möglichkeit für mehr als 400 
Windkraftanlagen.

Der Regionalplan Windkraft muss nun auf Basis des neuen 
Windatlasses (2019) überarbeitet werden. Chefplaner Tho-
mas Kiwitt betonte, dass die Sorgfalt in der Regionalplanung 
Vorrang habe vor Schnellschüssen, er will nicht mit der 
Regionalplanung vor Gericht unterliegen und hält eine 7- bis 
8-jährige Verfahrensdauer für gerechtfertigt. Die erhebliche 
Datenfülle, der Abstimmungsbedarf mit den Trägern öffentli-
cher Belange (TÖB) und der zeitintensive Abstimmungs-
bedarf mit den Fach- und Naturschutzbehörden mit hohen 
rechtlichen Anforderungen kosten Zeit. Es bleibt zunächst 
beim Vorsorgeabstand von 700 m zur Wohnbebauung, obwohl 
die Windkraftanlagen immer höher werden und meist von den 
Anwohnern unter Hinweis auf die anderen Bundesländer grö-
ßere Abstände gefordert werden. �

Hansjörg Jung,

hansjoerg@jungmail.de,

www.thinkaero.de
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Klimaschutz und die Frage, was jeder 
Einzelne dazu beitragen kann, sind in allen 
gesellschaftlichen Belangen wichtig ge-
worden – so auch beim Bauen. Immer 
mehr Bauherren richten den Fokus auf die 
Energieeffizienz und Umweltfreundlich-
keit ihres Neubaus. Das ist sicherlich mit 
ein Grund, weshalb der Fertigbauanteil 
in Deutschland seit Jahren wächst. Denn 
moderne Fertighäuser bestehen aus dem 
nachhaltigen Baumaterial Holz. Auch die 
Bundesregierung hat in ihrem Koalitions-
vertrag dem nachwachsenden Rohstoff eine 
gewisse Bedeutung eingeräumt. Die wich-
tige klimaschützende und wirtschaftliche 
Rolle des Holzes wird unterstrichen: die 
Stärkung regionaler Wertschöpfungsketten 
und die geplante Holzbauoffensive seien 

hier erwähnt. Beim Fertighaushersteller 
WeberHaus etwa besteht die ökologische 
Gebäudehülle ÖvoNatur Therm zum Groß-
teil aus Holz und legt mit ihren sehr guten 
Dämmeigenschaften die Basis für einen 
niedrigen Energieverbrauch. Seit 1960 setzt 
das Familienunternehmen in Bezug auf 
energieeffizientes und ökologisches Bauen 
immer wieder neue Maßstäbe und hat be-
reits über 38.000 Wohnträume realisiert. 

Niedriger Energiebedarf bei 
Fertighäusern

Energieeffizienz ist für Häuslebauer 
ein wichtiges Thema. Schließlich geht 

es dabei nicht nur um das künftige Ein-
sparen von Strom- und Heizkosten, son-
dern auch um den persönlichen Beitrag 
zum Umwelt- und Klimaschutz. “Ver-
antwortlich für die besondere Energie-
effizienz von Fertighäusern ist vor allem 
die ökologische Gebäudehülle mit einer 
extra starken Holzfaserdämmplatte“, 
erklärt Klaus-Dieter Schwendemann, 
Marketingleiter bei WeberHaus. Neben 
dem guten Wärme-, Lärm- und Schall-
schutz, sorgt der Baustoff Holz zudem 
für eine gesündere Raumluft. 

Um den Energiebedarf im Haus weiter 
zu senken, ist die passende Haus- und 
Heiztechnik unerlässlich. Gefragt sind 
zukunftsfähige Technologien, die keine 

Mehr Klimaschutz 
beim Bauen
Energieeffiziente Häuser in Fertigbauweise
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fossilen Brennstoffe verbrauchen. So 
sorgt die richtige Wärmepumpe für 
ökologisches und sparsames Heizen. 
WeberHaus setzt auf die Frischluft-
Wärmtechnik. Dabei wird nicht nur die 
Energie der Außenluft, sondern auch die 
vorhandene Wärme im Inneren des Hau-
ses genutzt. Die warme Raumluft gibt 
ihre Energie in einem Wärmetauscher 
an die kühlere Luft von draußen ab. 
Gemeinsam mit der Vorwärme aus 
der Wärmepumpe gelangt frische und 
warme Luft ins Haus. Dadurch wird alle 
zwei Stunden die Luft in allen Räumen 
automatisch ausgetauscht. Manuelles 
Lüften ist nicht mehr nötig und keine 
Wärme verschwindet mehr aus einem 
geöffneten Fenster. Diese Wärmerück-

gewinnung ist besonders effizient und 
behält gemäß den Richtlinien des Deut-
schen Instituts für Bautechnik (DIBT) 
bis zu 85 % der Wärme im Haus. Die 
Frischluft-Wärmetechnik läuft wie alle 
Wärmepumpen über Strom. Dabei ge-
neriert sie jedoch aus einer Kilowatt-
stunde Strom bereits drei bis vier Kilo-
wattstunden Wärme. Es handelt sich 
daher um eine äußerst sparsame und 
nachhaltige Heiztechnik. Für noch mehr 
Energieeffizienz erweist sich die Er-
gänzung um eine Photovoltaik-Anlage 
als sinnvoll. 

Eigenen Strom  
optimal selbst nutzen 

Mit einer eigenen Photovoltaikanlage auf 
dem Hausdach lässt sich Strom einfach 
und günstig produzieren. Und das in aus-
reichenden Mengen, um Haustechnik, Licht, 
elektrische Geräte und sogar ein E-Auto mit 
Strom zu versorgen. Doch die Sonne scheint 
nicht den ganzen Tag, und der Strom wird 
nicht immer dann im Haus benötigt, wenn 
am meisten produziert wird. In den sonnen-
reichen Mittagsstunden sind zum Beispiel 

Mit selbst produziertem Strom lässt sich auch das Elektroauto aufladen. 
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viele Hausbewohner in der Schule und am 
Arbeitsplatz. Um diesen Strom am Ende 
des Tages auch selbst zu verbrauchen, sind 
Batteriespeicher nötig. Sie speichern den 
produzierten Solarstrom zwischen und 
stellen ihn dann zur Verfügung, wenn er 
im Haus gebraucht wird. Damit alle Kom-
ponenten reibungslos zusammenarbeiten, 
hilft eine intelligente Haussteuerung. Mo-
derne Smart-Home-Systeme bringen ein 
wirkungsvolles Energiemanagement mit 
und koordinieren das Zusammenspiel von 
Produktion und Verbrauch im Haus. Dann 
springt zum Beispiel die Trinkwasserwärme-
pumpe an, wenn gerade viel Strom zur Ver-
fügung steht, und der Batteriespeicher 
liefert Energie zu den besten Zeiten. Über 
Apps haben die Hausbewohner jederzeit 
Zugriff auf die aktuellen Verbrauchsdaten.

Beim Fertighaushersteller WeberHaus sind 
all diese Komponenten, Frischluft-Wärme-
technik, Photovoltaik-Anlage, Batterie-
speicher und die Haussteuerung Weber-
Logic 2.0, bereits im Standard eines jeden 
Weber-Hauses enthalten. Damit ist die 
Basis für ein Effizienzhaus 40 Plus gelegt, 
welches die Voraussetzung für Fördervor-
teile schafft. Allerdings wurde die Bundes-
förderung für effiziente Gebäude (BEG) 
der KfW am 24. Januar 2022 mit sofortiger 
Wirkung mit einem vorläufigen Programm-
stopp belegt. Das hat der Vorstand der 

C
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KfW nach Rücksprache mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) gemeinsam beschlossen. 
Über die Behandlung der vorliegenden, 
noch nicht zugesagten Anträge sowie mög-
liche alternative Förderangebote werden 
das BMWK und die KfW zügig entscheiden, 
laut Webseite der KfW.
Im November 2021 hatte die Bundes-
regierung beschlossen, Neubauten der 
Effizienzhaus-Stufe 55 ab dem 1. Februar 
2022 nicht mehr zu fördern. Diese Förde-
rung wurde allerdings ebenfalls am 24. Ja-
nuar 2022 gestoppt. 
„Wir von WeberHaus sind völlig überrascht 
über die Neuigkeiten, die ohne jegliche Vor-
ankündigung veröffentlicht wurden. Wir 
hoffen sehr, dass schnellstmöglich Alter-

nativprogramme vorgestellt werden“, so 
Klaus-Dieter Schwendemann, Marketing-
leiter bei WeberHaus. In Baden-Württem-
berg wurde zudem die Photovoltaik-Pflicht 
unter anderem für Neubauten ab dem 1. 
Mai 2022 beschlossen. Die baden-württem-
bergische Umweltministerin Thekla Walker 
hat beim Solarbranchentag in Stuttgart für 
eine bundeweite Photovoltaik-Pflicht auf 
allen Neubauten geworben, um so den 
Klimaschutz und die Energiewende voran-
zutreiben. �

Lisa Hörth, 

lisa.hoerth@weberhaus.de,

www.weberhaus.de 
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Gewerbliche Küchen für 2.000 Tischgäste 
haben einen höheren Energieverbrauch 
als eine Küche, die „nur“ für 500 Tisch-
gäste kocht, aber beide haben dieselben 
Einsparmöglichkeiten!

Als freie Fachplaner in der Hotellerie, 
Gastronomie und Gemeinschaftsver-
pflegung werden wir schon früh zu den 
Neu- und Umbauprojekten unserer Kunden 
gerufen. Wir haben viele Möglichkeiten, 
sowohl das Küchenkonzept als auch die 
Geräteauswahl und den Energieverbrauch 
zu beeinflussen.

Mit dem Küchenkonzept bestimmen wir 
nicht nur den Material- und Mitarbeiter-

verkehr, sondern auch die notwendigen 
Gerätschaften. Jedes eingesparte Koch-
gerät senkt nicht nur die Baufläche und 
die Investitionskosten, sondern auch den 
Energieverbrauch.

Erste wichtige Fragestellung: welche Geräte 
und Einrichtungen sind notwendig, um das 
Küchenkonzept zu realisieren?
Zweite wichtige Fragestellung: welcher 
Energieträger steht zur Verfügung, sind 
Erd- oder Flüssiggas im Haus, gibt es einen 
Dampferzeuger oder steht ausschließlich 
Elektrizität zur Verfügung?

In den überwiegenden Anwendungsfällen 
steht Elektrizität zur Verfügung. Nur was 

ist, wenn die Anschlussleistung des Ge-
bäudes bereits ausgeschöpft ist?

Früher wurden lieber ein Kochkessel oder 
Kippbartpfanne zu viel installiert als zu 
wenig. Nur mit welchen Folgekosten? Ein-
mal installierte Geräte werden gereinigt, 
gewartet, repariert und lösen eine Ersatzbe-
schaffung aus, obwohl es objektiv unnötig 
ist. Wie sieht es in Ihrer Küche aus?

Bei einer Neukonzeption kann der Geräte-
park angepasst werden. Heute werden mehr 
Multifunktionsgeräte wie Heißluftdämpfer, 
Multigargeräte und nur wenige Kochkessel 
und Kippbratpfannen eingesetzt. Dadurch 
sinkt der elektrische Anschlusswert.

Zusätzlich wird eine Energieoptimierung 
eingesetzt, die den Schaltrhythmus und die 
Trägheit der Gerätschaften nutzt, um den 
Gleichzeitigkeitsfaktor zu senken und somit 
die Anschlussleistung zu reduzieren.

Energieoptimierung� Foto: SICOTRONIC GmbH

Gewerbliche Küchen 
aus Sicht des  
Energie- 
verbrauches

Michael W. Götze, Gastronomiefachplaner VdF 
und Geschäftsführer der Gaplatec GmbH
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Die Energieoptimierung hat noch den 
Nebeneffekt, dass die Lüftungsanlage 
in den gewerblichen Küchen mit weni-
ger Luftmenge auskommt. Da Umluft in 
den Küchen verboten ist, ist jeder ein-
gesparte Kubikmeter, der nicht erwärmt 
wird, ein Gewinn.
Auch senkt eine Abluftreinigung mit 
Ozon-Generatoren, UV-C-Anlagen und 
Plasmafiltern den Reinigungsaufwand 
der Luftkanäle und senkt somit die 
Betriebskosten.

UV-C-Strahler zur Abluftreinigung� Foto: oxytec GmbH

Die Kältetechnik wird vielfach stief-
mütterlich behandelt, damit wird viel 
Geld verschenkt.

Bereits seit 04/2014 ist die „F-Gas-Ver-
ordnung“ veröffentlicht. Um was geht 
es? Alle synthetisch hergestellten Kälte-
mittel, teilfluorierte, perfluorierte und 
fluorierte Kohlenwasserstoffe schädigen 
unsere Atmosphäre und haben ein ge-
wisses Treibhauspotenzial, das sich als 
„global warming potential“ (GWP) be-
werten lässt. Ziel ist es, dieses GWP zu 
senken. So haben CO2 (Kältemittel R744) 
mit GWP 1 und andere Kältemittel ein 
Mehrfaches hiervon, z. B. die beliebten 
Kältemittel R134a GWP 1.430 und R404a 
GWP 3.922.

Die Häufigkeit der Wartungen und 
Dichtigkeitskontrollen richtet sich nun 
nach der Kältemittelfüllmenge in GWP 
und kann, je nach Größe der Kälteanlage, 
alle 3 Monate erforderlich sein.
Moderne und zukunftsorientierte Kälte-
anlagen arbeiten im Zweikreissystem, der 
Primärkreislauf mit Kältemittel Propan 
R290 (GWP 3) und der Sekundärkreislauf 
mit Glykohl/Wassergemisch zu den Ver-
dampfern in Kühlmöbel und Kühlzellen.

Durch die niedrige Füllmenge und guter 
spezifischer Wärmemenge reduziert sich 

die Verdichter-Betriebszeit und senkt 
somit die Stromkosten, die allerdings 
durch Umwälzpumpen im Sekundär-
kreislauf teilweise wieder aufgebraucht 
werden.

Im Primärkreislauf sollte zudem ein 
Warmwasserbereiter mit Wärmetauscher 
als Wärmerückgewinnung eingesetzt 
werden, um den Brauchwasserbedarf der 
Küche zu decken.
 

WWB mit Wärmetauscher� Foto: DK-Kälteanlagen GmbH

Unterschätzt werden auch Wasserent-
härtungs- und Osmoseanlagen. Nicht 
nur, dass das enthärtete Wasser die 
Armaturen und Heizkörper schont, es 
sorgt auch für weniger Chemie bei der 
Raum-/Geschirrreinigung und Osmose-
wasser für fleckenfreie Gläser und 
Bestecke.

Osmoseanlage mit Vorratsspeicher 
� Foto: EnviroFALK GmbH

Fazit: nur die Gerätschaften einsetzen, 
die notwendig gebraucht werden, alle 
Gerätschaften bzgl. Energieoptimierun-
gen betrachten und auch die Bereiche 
der Lüftungs-, Kälte- und Wassertechnik 
nicht vergessen, denn nur ein ab-
gestimmtes Gesamtkonzept bringt die 
optimale Einsparung von Energie-
kosten.�

Michael W. Götze, 

goetze@gaplatec.de, 

www.gaplatec.de
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Der Weltklimarat (IPCC) warnt vor einem weltweiten 
Temperaturanstieg von vier Grad und betont, die verstärkte 
Wolkenbildung sei ein Unsicherheitsfaktor: „...Wolken tragen 
nach wie vor am meisten zur Gesamtunsicherheit [für die Ein-
schätzung] der klimatischen Wechselwirkungen bei“ (vollständiger 
Bericht des IPCC AR6, Seite 150).
Die Wolkenbildung ist nicht nur ein wesentliches Schlüssel-
merkmal zur Senkung des Klima-Risikopotenzials. Wolken 
haben eine essenziell kühlende Funktion und spielen des-
wegen eine essenzielle Rolle für die Energiebilanz der Erde. 
In diesem Kühleffekt liegt der Ansatzpunkt, mit dem sich 
unsere Klimaziele effektiv, schnell und kostengünstig um-
setzen lassen. Dieser Einschätzung folgt auch der Bericht 
des UN-Umweltprogrammes vom Juli 2021. Die Bedingung 
ist allerdings, dass diese Wolken von qualitativ hochwertigen 
Wäldern erzeugt werden müssen, die über den Kreislauf des 
„grünen Wassers“ mit den Ozeanen verbunden sind. „Grü-
nes Wasser“ ist Wasser, das in irgendeiner Weise von der 
lebenden Natur (siehe greenwatercools.org) aufbereitet 
wird, damit die biotische Pumpe dieser natürlichen lebendi-
gen Klimaanlage der Erde funktionieren kann. Hier liegt das 
Hauptproblem, auf das der Weltklimarat höchstwahrschein-
lich hinweisen wollte. Eine bloße gesteigerte Verdunstungs-
rate durch Erhöhung der Durchschnittstemperatur ver-
hindert nicht die Aufheizungswirkung der Landflächen, 
die zum ganz überwiegenden Teil vom Menschen genutzt 
oder umgestaltet werden. Die Kühlwirkung für das Klima 
erfordert große zusammenhängende Ökosysteme. Die 
Komplexität der Schwierigkeiten für ihren Erhalt steigt mit 
ihrer Schönheit, Naturreichtum und Größe.

Hidden Technology:

Sie finden uns in

Medizintechnik 
Automotive

Elektronik
Architektur

Design
usw.

Umweltschutz als  
Kapitalwert
 

„Green Water Carbon Credits“ sind wissenschaftlich objektiv ermittelbare Verrechnungs-

einheiten für klimaschützendes Verhalten. Sie bieten sich als Mittel an, unser Klimarisiko 

aus wirtschaftlichem Eigeninteresse heraus signifikant zu senken. Eine Möglichkeit, die 

immer ambitionierteren Klimaziele Europas über die Nutzung von Marktmechanismen zu 

erreichen. Ein günstigerer und transparenterer Weg, mit systematisch eingebautem sozia-

lem Nutzen als der die Wirtschaft lähmende Einsatz einschränkender Gesetzgebung, Über-

regulierung und verbotsgetriebene Verwaltung.
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Der Verdunstungseffekt als Nebenprodukt der Fotosynthese 
bei Wäldern und Buschbegrünung reduziert punktuell die Um-
gebungstemperatur im Vergleich zu Nutz-, Frei- und insbesondere 
versiegelten Flächen. Wissenschaft und Studien belegen dies und 
können die Verdunstungswirkung bis auf die Art und Intensität von 
Bodennutzung, Bewuchs und Begrünung herunterbrechen. Hierzu 
sammelt GreenWaterCools.org seit Jahrzehnten insb. Forschungs-
ergebnisse und Analysen und entwickelt daraus Bewertungs- und 

Berechnungsalgorithmen mittels welcher ein Grundstücksnutzer, 
eine Kommune oder Regionalverband, jeder, nicht seinen „CO2-
Fußabdruck“, sondern positiv die „Klimawirkung“ ermitteln kann.
Die Gesamtheit dieser aus der Klimaforschung stammenden 
empirischen Ergebnisse ermöglicht nicht nur ein Bewertungs-
muster für die tatsächliche Landnutzung. Es ermöglicht die 
Hinterlegung jeder Maßnahme mit einem „Klimawirkungs-
wert“. Jede Bepflanzung, jede Rodung lassen sich klar beziffern.
Würde man diesen Kühleffekt in Landschafts- und wirtschaft-
liche Planungen einbeziehen, erhöht sich richtig umgesetzt nicht 
nur der wirtschaftliche Nutzen, sondern vor allem die soziale 
Wirkung für die Gesellschaft im Ganzen. Der Klimawirkungs-
wert als feststehende Tatsache lässt sich als tatsächlichen, statt 
ideellen Wert beziffern. Der Klimawirkungswert wäre monetari-
sierbar. Zumindest kann er in einer Umweltbilanz als gesichertes 
Vermögenskennzeichen und Umweltbewertungsmerkmal (KPI) 
dienen. Der Vorteil gegenüber einem CO2-Einsparwert ist die 
fehlende Relativität und Abhängigkeit von letztlich willkürlichen 
Vergleichswerten. Mit dem richtigen politischen Willen könnte 
ein solcher unwillkürlicher Wert, etwa im Rahmen des Emissions-
handels genutzt, auch als Sicherheit für Bankfinanzierungen oder 
Unternehmensbewertungen bestimmt werden.
Dies schafft nicht nur Perspektiven für Landwirte in Europa und 
Afrika, weil Marktmechanismen dazu führen, auf regenerative 
Landwirtschaft umzustellen. Dies verringert mittelfristig die 
Ursachen für die stetig steigende Klimaflucht nach Europa.
„Grünes Wasser“ ist vielleicht das reinste und wertvollste globale 
Gemeingut, von dem die globalisierte Weltzivilisation abhängt. Je 
früher wir damit beginnen, hochwertige grüne Strukturen zu schaf-
fen, desto eher können wir die Kühlwirkung der Natur stärken.

Landnutzung wird neu zu denken sein: Ebenso wenig zielführend wie die 
ungebremste Erderwärmung ist die Schwächung des durch die planetare 
Flora bewirkten Verdunstungskühleffekts, d. h. die Verringerung „grünen 
Wassers“, z. B. bei Rodung von Uferwäldern für den offenen Feldbau trotz 
Einsatz klimaschonender Technik.

Gedankenanstöße:

ERWÄRMUNG KÜHLUNG

PLUS

UNTERSCHÄTZUNG
DER NATUR UND

IHRES
KÜHLPOTENZIALS !?

MINUS

ANDERE URSACHE
GLEICHES ERGEBNIS

GEDANKENANSTÖSSE

MODELLFEHLER ODER GANZHEITLICHES PRINZIP?
VERRINGERTES KÜHLEN STEIGERT ERWÄRMUNG?
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Zur allgemeinen Nachhaltigkeitsbewertung von Investitionen 
entwickelten die beiden GreenWaterCools-Gründer gemeinsam 
mit der Firma „Innorbis“, einem schwedischen Innovator im 
Bereich ESG-Metriken, den „Zukunftskoeffizienten“. Dieser 
Wert spiegelt die gewünschten ethischen Voraussetzungen 
eines Vorhabens für den Investor wieder, etwa die sozialen 
Entwicklungsziele (SDG). Die Nachhaltigkeit einer Investition 
würde so bei gleichermaßen klar kommunizierten Kriterien für 
die Finanzwelt nutzbar, der „Zukunftswert“ eines Vorhabens. In 
Verbindung mit dem oben angesprochenen monetarisierbaren 
„Klimawirkungswert“ kann die Nachhaltigkeit eines Vorhabens 
so einen objektiven Kapitalwert erhalten.

Ausblick

Die Wiederherstellung der naturgegebenen Kühlkapazität der 
Erde erfordert in den nächsten 30 bis 50 Jahren jährliche In-
vestitionen in Höhe von etwa 200 Milliarden Euro. Dies ist durch 
die Kräfte der Marktwirtschaft eher zu erreichen als jedes Sub-
ventionsprogramm. Sollte GreenWaterCool.org Ihr Interesse 
geweckt haben, zögern Sie bitte nicht, einen der Autoren zu 
kontaktieren.�

Pieter-Paul de Kluiver (Mitgründer), Marcel de Berg (Mitgründer),  

Falk W. Föll (Kreisvorsitzender MIT Tübingen),

connect@greenwatercools.org,

kanzlei@foell-international.de,

youtu.be/nnMosqg9gKU

 

 

 

  

Ein Team. 

Mit Leidenschaft. 

Bauen. 

BREINLINGER  INGENIEURE 

Bild: Gerhard Plessing 

breinlinger.de. 

Risiko

Ertrag

100

30

Effizienzgrenze

Der Zukunftswert beschreibt auf einer 100er Skala 
den Grad, in welchem eine
Investition/Unternehmen zu einer nachhaltigen
Zukunft beiträgt.

Zukunftswert

Liegt eine Investition mit hohem
“Zukunftswert” (d. h. sie ist sehr nachhaltig
und/oder bietet einen starken sozialen
Nutzen) eher weit von der Effizienzgrenze
entfernt, fehlt es der Gesellschaft an 
‘Zukunftseffizienz’.

dC

dC

35

C

D

Liegt eine Investition mit niedrigem
“Zukunftswert” (d. h. sie ist nicht
nachhaltig und/oder sozialschädlich) eher
weit von der Effizienzgrenze entfernt, 
besitzt die Gesellschaft ‘Zukunftseffizienz’.

dD

95

dD

A

B

Anteil am ‘Zukunftswert’

A hoch
B niedrig
C hoch
D niedrig

Zukunftskoeffizient

Der Zukunftskoeffizient, ein Bewertungsmuster zur Beurteilung von Nachhaltigkeit und sozialem Nutzen von Investitionen.

Zukunftskoeffizient
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Aus den Kreisen & Bezirken

Nach mehrmaligem Verschieben der 
Mitgliederversammlung, bedingt durch 
Corona, wurde endlich zur Versammlung 
der Mitglieder und zur Wahl des neuen 
Vorstandes am 27.09.2021 eingeladen. 
Trotz der am Vortag stattfindenden 
Bundestagswahl hatte sich Ronja Kem-
mer MdB bereit erklärt, auch an dieser 
Veranstaltung teilzunehmen.

Wie bei den meisten Veranstaltungen, 
bei denen auch Wahlen vorgesehen sind, 
hielt sich der Zustrom der Mitglieder 
für diesen Termin in Grenzen. Eigent-
lich schade, da danach ein kleines Buffet  
mit Essen und Trinken stattfand, um mit-
einander ins Gespräch zu kommen und 
um sich auszutauschen. Die Anwesenden 
haben dies ausgiebig genutzt und waren 

über den Ablauf der Veranstaltung sehr 
zufrieden.

Zunächst begrüßte der Vorsitzende Wolf-
gang Lentz die Anwesenden und ließ die 
letzten ca. 3,5 Jahre Revue passieren. Lei-
der mussten in der Zeit der Pandemie eini-
ge größere und kleinere Veranstaltungen 
gecancelt werden, die auch kurzfristig 
nicht nachgeholt werden konnten.

Anschließend erfolgte die Neuwahl 
des Vorstands mit der Wiederwahl des 
Vorsitzenden Wolfgang Lentz. Prof. Dr. 
Dr. Ulrich Hemel, Andreas Hintz und 
Manfred Lehner wurden als seine Stell-
vertreter gewählt, Philipp Kukofka 
als Schatzmeister. Als Beisitzerin und 
Schriftführerin wurde 

Bettina Phleps-Thiele gewählt, die wei-
teren Beisitzer der MIT Alb-Donau/Ulm 
sind Walter Haimerl, Paul Saier, Hans 
Schmid, Christian Wittlinger und Peter 
Banderitsch. Lukas Siegle und Peter Ban-
deritsch ergänzen den Kreisvorstand als 
Kassenprüfer.

Die Wahl des neuen Vorstandes war mit 
großer Zustimmung der Anwesenden 
verbunden. Der neue Vorstand hat sich 
für die nächsten 2 Jahre sehr viel vor-
genommen und hofft, dass dies auch 
trotz Pandemie möglich ist.�

Wolfgang Lentz (Kreisvorsitzender),

info@mit-alb-donau-ulm.de, 

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Alb-Donau/Ulm

Wahl des  
neuen Vorstandes
Ronja Kemmer MdB bei ihrem Besuch der MIT Alb-Donau/Ulm im Herbst 2021.
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MIT Rottweil

Green  
Innovation Park in Vöhringen
Dieses Vorhaben wurde erstmals der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Geladen waren 
Pressevertreter verschiedener Tages-
zeitungen, Industrie- und Handelskammer, 
Handwerkskammer und als Vertreter der 
Mittelstands- und Wirtschaftsunion Rott-
weil, der Kreisvorsitzende Klaus-Dieter Thiel.
Der geschäftsführende Gesellschafter 
Heinrich Sülzle berichtete, jahrelange 
Planungen und Überlegungen gingen vo-
raus. „Wir spüren den Umbruch, leben in 
einer spannenden Zeit. Alles wird sich in 
den nächsten zehn Jahren verändern. Wir 
als Unternehmen wollen Teil der Trans-
formation sein und sie aktiv gestalten. Der 
Campus soll zukunftsorientierten Firmen 
aus den Bereichen Energie, Bau, Ökologie 
und Digitalisierung zur Verfügung stehen.“ 
Sülzle nannte als Schlagworte: miteinander 
leben und arbeiten, Innovation, Digitali-
sierung und vor allem Nachhaltigkeit, wo-
rauf auch das Gesamtkonzept von der Er-
schließung bis zu den Gebäuden ausgelegt 
sei. „Wir haben die große Herausforderung, 
die Welt zu erhalten“, sagte Heinrich Sülz-
le. Dafür will das Rosenfelder Familien-
unternehmen, das in Deutschland und 
Frankreich 1.000 Mitarbeiter beschäftigt, 
eine Plattform bieten. Gesucht wird dabei 
die Nähe zu den Hochschulen und Firmen 
der Region.
Der Green Innovation Park (GIP) umfasst 
zehn Hektar, von denen acht Hektar be-
baut werden können. Der Campus soll zen-
tral gemanagt werden. Geplant sind unter 
anderem eine Energiezentrale, Büroflächen 
für Start-up-Unternehmen, ein Boarding 
House für Übernachtungen, soziale Ein-
richtungen mit einem Kindergarten, Labo-
re und Forschungseinrichtungen und ein 
Parkhaus. Außerdem erhält der Park ein 
eigenes Rechenzentrum.

Die Planung soll eine Antwort auf die 
Klimakrise sein. Steffen Szeidl, Geschäfts-
führer des Beratungs- und Planungsunter-
nehmens Drees und Sommer, sprach von 
einer individuellen Architektur mit einem 
modularen Ansatz. Es werde schon jetzt 
überlegt, wie eine spätere Umnutzung 
der Gebäude möglich sein könne. Ein be-
sonderes Augenmerk liege dabei auf dem 
Material. Ziele seien Ressourcenschonung, 
Kosten- und Bauzeitreduzierung. Die Ge-
bäude kennzeichneten ein durchgehendes 
grünes Band. Sowohl an den Fassaden als 
auch auf den Dächern werde sich üppiger 
Bewuchs entwickeln, erklärte Architekt 
Gerhard Wittfeld. Er zeigte Dachflächen, 
die wie Gärten gestaltet sind. Neue Wege 
gehen die Planer auch bei der CO2-freien 
Energieversorgung durch Photovoltaik
anlagen, Geothermie als Basis, dezentrale 
Wärmepumpen, Kraft-Wärme-Kopplung, 
Pellet- und Erdgaskessel. Auch das werde 
modular aufgebaut, erläuterte Patrick 
Schneckenburger von E.ON Energy So-
lutions. Der selbst produzierte Strom 
diene dem Eigenbedarf. Überkapazitäten 
im Soller sollen dann aber auch für die 
Erzeugung von Wasserstoff verwendet 
werden, ergänzte Franco Gola, Geschäfts-
führer von Bayernwerk Natur. Der Wasser-
stoff könne gespeichert und dann vor Ort 
genutzt werden. „Es wird ein Leitprojekt 
für die Region“, ist sich Gola sicher. 
Heinrich Sülzle denkt dabei an die Auto-
mobilzulieferer, die sich ebenfalls trans-
formieren müssten.
Ausgestattet wird der Green Innovation 
Park zudem mit einer digitalen Infra-
struktur, die die Menschen durch eine intel-
ligente Gebäudeautomation vernetze. Dar-
über berichtete Stephan Voglmann, 
Geschäftsführer von Phoenix Contact. Die 

Bebauung des Gebiets erfolgt bis zum ge-
planten Abschluss im Jahr 2030 in zwei Ab-
schnitten. 40 % der nutzbaren Flächen sind 
für Büros, 60 % fürs Gewerbe vorgesehen. 
Zum Investitionsvolumen teilte Heinrich 
Sülzle mit, dass bereits ein zweistelliger 
Millionenbetrag investiert worden ist. Für 
Planung und Bau des Campus I und II sowie 
die Energiezentrale und das Rechen-
zentrum werden die Kosten auf mehr als 
100 Millionen Euro geschätzt. 600 Arbeits-
plätze könnten im ersten Bauabschnitt 
durch Firmenansiedlungen geschaffen wer-
den. Die ersten Partner für den GIP habe 
man bereits gefunden, darüber hinaus gebe 
es noch genug Platz. Die Branchen lasse 
man offen, wichtig seien jedoch der Nach-
haltigkeitsgedanke und die Transformation. 
„Wir möchten den Park ganzheitlich be-
treiben und daher keine Grundstücke ver-
kaufen“, informierte er. Klaus-Dieter Thiel, 
Vorsitzender der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion im Kreis Rottweil, signalisier-
te, dass mittelständische Betriebe Interes-
se an einer Beteiligung hätten. Hermann 
Kopp, erster Landesbeamte im Kreis Rott-
weil, bezeichnete das Sülzle-Projekt als 
„wichtiges Zeichen für Innovation und Auf-
bruch in der Region“. Ein „herzliches Will-
kommen“ richtete auch die Industrie- und 
Handelskammer aus. „Es ist das attraktivs-
te Gewerbegebiet Europas“ stellte Stephan 
Vogelmann mit seinem Schlusswort fest. 
Der MIT-Kreisverband Rottweil wird sich 
mit einer Veranstaltung insbesondere zu 
Thema „Wasserstoff“ im laufenden Jahr 
2022 mit der Sülzle-Gruppe einbringen.�

Klaus-Dieter Thiel (Kreisvorsitzender), 

kd.thiel@hotmail.de

(V. l. n. r.) Andreas Sülzle, Klaus-Dieter Thiel und Heinrich Sülzle
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Mit besonderer Härte trifft die Corona-
pandemie die Schausteller in Deutschland. 
Seit 2019 ist es ihnen nicht möglich, in 
gewohnter Weise auf Volksfesten, Weih-
nachtsmärkten und Jahrmärkten ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen – fast alle 
Feste fielen aus.

Zuletzt stellten die Weihnachtsmärkte 
in der Metropolregion eine nicht nach-
vollziehbare Herausforderung dar. Hier 
treffen nicht nur mit Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Hessen drei 
verschiedene Bundesländer aufeinander, 
sondern auch drei unterschiedliche 
Corona-Verordnungen. Während in Rhein-
land-Pfalz ohne große Einschränkungen 
die Weihnachtsmärkte stattfanden und in 

Hessen sogar 
noch im Januar 
Buden vom weihnacht-
lichen Zauber kündeten, mussten 
die Schausteller im baden-württember-
gischen Mannheim schon nach wenigen 
Tagen ihre Stände und Fahrgeschäfte wie-
der schließen – verbunden mit den nicht 
gerade unerheblichen Kosten für Personal 
und Fuhrpark.

„Wenig nachvollziehbar“, stellt der Mann-
heimer MIT-Kreisvorsitzende und Stadt-
rat Alexander Fleck nach intensivem 
Austausch mit den Verantwortlichen des 
Mannheimer Märchenwaldes Markus Rick 
und Thomas Schmidt fest. „Es kann nicht 
sein, dass Mannheim den Weihnachts-
markt schließt und wenige hundert Meter 
Luftlinie entfernt die Märkte stattfinden. 
Dies stellt eine deutliche Benachteiligung 
für den Standort Mannheim dar. In 
Deutschland müssen endlich einheitliche 
Regelungen greifen.“

Daneben fordert Fleck schnelle, unbüro-
kratische und niederschwellige Liquidi-
tätshilfen für die Betroffenen. „Schau-
steller sind in der Regel Familienbetriebe 
und haben keine Struktur wie z. B. Konzer-
ne. Aufwendige bürokratische Abläufe 
sind nicht leistbar“, so Fleck. „Die erste 
Kirmes, die Hüstener Kirmes, fand etwa im 
Jahre 900 statt. Seit über 1200 Jahren brin-
gen uns die Schausteller also schon Ab-
wechslung und Freude in die Städte. Wenn 
wir wollen, dass diese Tradition erhalten 
bleibt, sollte die Politik endlich reagieren“, 
fordert Fleck abschließend.�

Alexander Fleck (Kreisvorsitzender),

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de

Im Gespräch: Alexander Fleck  
mit Schausteller Markus Rick (l.)

Manni, der singende Weihnachtselch, schaut sorgenvoll in die Zukunft

MIT Mannheim

Schausteller � in NotMIT Rottweil

Green  
Innovation Park in Vöhringen
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Nicht nur die MIT Südbaden sorgt für Standsicherheit 

Mittelstand hat Boden-
haftung – nach der Flut 
kommt der Estrich
Im Wirtschaftsforum erscheinen regel-
mäßig Artikel über Sorgen, Nöte und An-
liegen von mittelständischen Betrieben 
und deren Forderungen an die Politik. 
Mitunter sind es Klagen auf hohem 
Niveau, aber schnell kann sich der (be-
triebliche) Alltag ändern. Dies ist spätes-
tens seit der Flutkatastrophe jedem klar. 
Betroffenheit und Besuche reichen aber 
nicht. Mittelständler wissen, dass Wor-
ten auch messbare Taten folgen müssen.
Die Bilder von ehemaligen Straßen ins 
Nirgendwo, von Menschen in Zelten, von 
Gaskochern und Suppenküchen haben 
sich uns allen eingeprägt. Entfesselte 
Naturgewalten raubten vielen Menschen 
Haus und Hof, Vorräte und Erinnerungen, 
selbst die Grundlage für den erneuten 
wirtschaftlichen Wiederaufbau, die Be-
triebe, wurden Opfer der Fluten. Es fehl-
te an allem: Lebensmittel, Wasser, Hei-
zungen, Strom- und Telefonversorgung, 
Werkzeuge, Baumaterialien… 

Doch weitere Wellen schlugen ebenfalls 
im Ahrtal auf: die Welle der Hilfsbereit-
schaft, des Anpackens und des MITein-
ander. Maria Zibell steht stellvertretend 
für die vielen Macher und Organisato-
ren. Respekt und Hochachtung, ehrliche 
Wertschätzung für diese Art des Enga-
gements, bis an die Grenzen der eigenen 
Gesundheit.

Über die Landesgeschäftsstelle stand 
und steht der Bezirk Südbaden in engem 
Kontakt mit der MIT-Streiterin aus Bad 
Münstereifel. Wo Märkte leer sind, der 
Nachschub stockt, sorgte Südbaden für 
erneute Bodenhaftung. Eine Lieferung 
von Estrichmaterial wurde organisiert 
und der beauftragte Baustoffhändler, 
Götz und Moriz in Freiburg, war von 
der unbürokratischen Hilfsaktion beein-
druckt und stockte die georderten Pa-
letten Baumaterial großzügig auf. Dies 
wiederum stieß bei dem Hersteller Sopro 

auch auf offene Ohren und so wuchs der 
Lieferumfang erneut an.

Wir sind beeindruckt, dass ohne große 
Worte und einfach durch Taten unseren 
Kollegen in Nordrhein-Westfalen geholfen 
werden konnte. Es zeigt uns erneut, dass 
regionale Lieferketten, jahrzehntelange 
Geschäftsbeziehungen und ein faires Mit-
einander die „Geiz-ist-geil-Mentalität“ de-
klassieren. Ohne Strom und Datenleitungen 
stößt das weltweite Netz an seine Grenzen, 
das E-Auto bleibt stehen, und man greift 
wieder ohne Scheu an Altbewährtes. Was 
nützt global, wenn es regional unerreichbar 
und in weiter Ferne erscheint? 

Es war sicherlich nur ein kleiner Beitrag 
für die Menschen vor Ort, aber es zeigt, 
dass Mittelständler, Nachbarn und Freun-
de bundesweit die Ärmel hochkrempeln 
und anpacken. Wertschätzung und Ver-
lässlichkeit, auf die man bauen kann. Und 
mit den richtigen Partnern kann auch aus 
der „Provinz“ etwas bewegt werden.

Danke an die Macher vom Mittelstand, den 
Firmen Götz und Moriz Freiburg und Sopro.

Der Estrich ist ein kleiner Anfang für den 
Wiederaufbau, kümmern wir uns darum, 
dass es gemeinsam weiter aufwärts geht. 
�

Daniel Hackenjos (Pressebeauftragter),

www.mit-suedbaden.de
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Als klare und deutliche Stimme von Handwerk und Mittelstand 
ist die Bezirksvorsitzende von Südbaden, Ruth Baumann, über die 
Regio hinaus bekannt, geschätzt und mitunter auch gefürchtet. 
Impulse aus dem Netzwerk der Unternehmerfrauen im Handwerk 
(ufh) Baden-Württemberg sowie Erfahrungen aus der eigenen be-
trieblichen Praxis finden auf diese Art ihren Niederschlag in unter-
schiedlichen Kommissionen und der Politik. Für ihre Anliegen sucht 
sie überall offene Ohren, um dann Themen und Erfahrungen auch 
über Parteigrenzen hinweg zu platzieren. „Sie hat die Gabe, Aus-
wirkungen politischer Entscheidungen in Unternehmen an kon-
kreten Beispielen so darzustellen, dass es jeder verstehen kann 
und muss“, dies das Resümee eines Politikers. In ihrer monatlich 
erscheinenden Kolumne „Neues von der Werkbank“ (Holzmann-
Verlag) ist sie am Puls der Zeit, skizziert künftige Entwicklungen, 
kapituliert aber zugleich nicht vor dem (vermeintlichen) Zeitgeist.
Nach 23 Jahren als Vorsitzende der Unternehmerfrauen im Hand-
werk e.V. Freiburg und 13 „Dienstjahren“ als Landesvorsitzende 
ehrte nun die Handwerkskammer Freiburg Ruth Baumann für ihre 
besonders hervorragenden Verdienste um das Handwerk mit der 
goldenen Ehrennadel. Nach der silbernen Ehrennadel des Baden-
Württembergischen Handwerkstags eine weitere Auszeichnung für 
die „Stimme aus dem Handwerk“. 
Wir freuen uns daher sehr, dass das Engagement von Ruth Baumann 
erneut eine Wertschätzung erfährt und gratulieren unserer Bezirks-
vorsitzenden recht herzlich zu dieser Auszeichnung. Unsere mittel-
ständischen Anliegen werden auch künftig mit Herzblut und Enga-
gement, überall und zu jeder Zeit vorgetragen werden.�

Daniel Hackenjos (Pressebeauftragter),

www.mit-suedbaden.de

IM KLEINEN GROSS
youtube.com/user/GebrFaller   | facebook.com/faller.deinstagram.com/gebrfaller   | 
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 MIT Südbaden 

Ruth Baumann erhält 
die goldene Ehrennadel 
der Handwerkskammer Freiburg

(V. l. n. r.) Christof Burger (Vizepräsident HWK Freiburg), Ruth Baumann 
(Präsidentin ufh Baden-Württemberg), Johannes Ullrich (Präsident HWK 
Freiburg) und René Gammerdinger (Vizepräsident HWK Freiburg) bei der 
Verleihung der goldenen Ehrennadel.
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Anstatt in repräsentativem Ambiente 
in Dresden fand der 15. Bundesmittel-
standstag am 11. Dezember 2021 auf-
grund der Coronapandemie in digitaler 
Form statt. Das gewählte Motto blieb 
jedoch dasselbe: #neustart.
Über 500 Delegierte kamen vor ihren 
Bildschirmen zusammen und erörterten, 
wie mit den staatlichen Restriktionen 
umzugehen ist und wie dem Mittelstand 
nach der Pandemie ein Neustart ge-
lingen kann. Der Bundesmittelstandstag 
verabschiedete hierzu einen „Deutsch-
land-Plan“, der mit zwölf konkreten For-
derungen mehr Freiheit und Eigenver-
antwortung den Weg ebnen soll.
Hierunter fallen unter anderem ein 
umfangreiches Entlastungs- und Ent-
fesselungspaket, eine schlankere und 
durchdigitalisierte Verwaltung sowie 
eine große Staatsreform, die bestehende 
Strukturen infrage stellt und Verantwort-
lichkeiten neu zuteilt. Verbeamtungen 
sollen nur noch im Kernbereich der 
sicherheitsrelevanten Staatstätigkeit er-
folgen. Die Europäische Union soll sich 
auf ihre Kernaufgaben konzentrieren, 
womit die MIT sich auch klar gegen eine 
Schuldenunion positioniert.
In den turnusgemäßen Wahlen zum 
Bundesvorstand wählten die Delegier-
ten auch einen neuen Bundesvorstand. 
Nach acht Jahren im Amt stellte sich der 
Bundesvorsitzende Dr. Carsten Linnemann 
nicht erneut zur Wahl. Der Landesverband 
Baden-Württemberg dankte ihm für sein 
jahrelanges Engagement für die Belange 
des Mittelstands und für die gute Ver-
bindung zwischen Bund und Land.
Seine Nachfolgerin an der Spitze der Bun-
des-MIT wurde die CDU-Bundestagsabge-

ordnete Gitta Connemann aus Nieder-
sachsen, die sich mit 59 % der Stimmen 
gegen Thomas Jarzombek aus NRW durch-
setzen konnte. Der Landesverband Baden-
Württemberg zeigte sich mit den auf seine 
Kandidaten entfallenden Stimmen ebenfalls 
hochzufrieden. Oliver Zander (Bezirk Nord-
württemberg) wurde mit stattlichen 68 % 
erneut zum Stellvertreter gewählt. Sensa-
tionell schnitten aber auch die drei Neuen 
bei den Beisitzerwahlen ab: Ruth Baumann 
(Bezirk Südbaden) verpasste mit 88 % nur 
hauchdünn die Platzierung als Stimmen-
königin. Inka Sarnow (Bezirk Nordbaden) 
mit 79 % und Christian Bangert (Bezirk 
WüHo) mit 71 % landeten unweit dahinter 
und bewiesen mit ihren Ergebnissen die 
wiedererstarkte Wertschätzung bei den an-
deren Landesverbänden.
Die MIT Baden-Württemberg hat sich 
somit personell erneuert und ist wieder 
mit vier gewählten Vertretern im Gre-
mium vertreten. An dieser Stelle gilt noch-
mals der herzlichste Dank an die beiden 
ausgeschiedenen Mitglieder, welche die 
Landes-MIT viele Jahre auf Bundesebene 
vertraten. Margarete Reiser hatte sich 

nicht mehr aufstellen lassen, um einen 
Generationswechsel zu ermöglichen und 
Dr. Albrecht Geier wird voraussichtlich 
in einer Bundeskommission auf Bundes-
ebene aktiv bleiben. 
Neben inhaltlichen Beratungen und 
Neuwahlen stand auch eine politische 
Diskussion auf dem Programm. Unter 
dem Titel „Deutschland 2030 – eine 
Vision für unser Land?“ diskutierten 
Jungunternehmerin Sarna Röser, 
„Welt“-Chefreporterin Anna Schneider, 
MIT-Präsidiumsmitglied Friedrich Merz 
und der Vorsitzende der Ludwig-Erhard-
Stiftung, Roland Koch, miteinander.
Die Bundesgeschäftsstelle hat das digita-
le Format des Bundesmittelstandstags 
hervorragend geplant und umgesetzt. 
Auch hat sich das Format der digitalen 
Wahl sehr bewährt. Jedoch äußerten 
viele Delegierte den Wunsch, den nächs-
ten Mittelstandstag wieder in Präsenz 
durchführen zu können.�

wifo@mit-bw.de

www.mit-bw.de

Die neue gewählte MIT-Bundesvorsitzende Gitta 
Connemann MdB forderte CDU und CSU auf, „klare 
Kante in der Opposition“ zu zeigen. Als dringende 
Themen für den Mittelstand nannte sie die Ent-
bürokratisierung, schnellere Planverfahren sowie 
niedrigere Steuern und Abgaben auf Energie.

Der ehemalige MIT-Bundesvorsitzende Dr. Carsten 
Linnemann MdB, Hauptgeschäftsführer Thorsten 
Alsleben und das Tagungspräsidium Hildegard 
Müller und Tilman Kuban im Berliner Amplifier

MIT Bund

Rückblick auf den  
15. Bundesmittel-
standstag
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Gitta Connemann MdB,  
Bundesvorsitzende der Mittel-

stands- und Wirtschaftsunion

das neue Jahr ist noch relativ jung. Deshalb wünsche 
ich Ihnen alles Gute, vor allem Gesundheit, Rücken-
wind und Lichtblicke - unternehmerisch und politisch. 
Ich freue mich riesig darauf, mit Ihnen gemeinsam in dieses 
Jahr zu starten - mit voller Kraft. Denn wir brauchen den Neu-
start. Viele Betriebe leiden unter den Auswirkungen der Pan-
demie. Sie sorgen sich um ihre Wettbewerbsfähigkeit. Und die 
Union muss sich nach einer historischen Wahlniederlage neu 
aufstellen.  
Die Weichen für diesen Neustart sind gestellt. Bereits im De-
zember gab es den Stabwechsel bei uns in der MIT. Und mit 
Friedrich Merz hat  die CDU jetzt einen neuen Bundesvor-
sitzenden, der von unserer Basis getragen wird. An seiner 
Seite steht ein starkes Team. Viele davon sind Mitglieder der 
MIT, vorneweg unser langjähriger Kapitän Carsten Linnemann. 
Sie müssen auf unsere Geschlossenheit bauen können.
Denn vor uns liegt harte Arbeit. Wir müssen der CDU wieder 
Profil geben - mit klaren Inhalten und klarer Sprache. Bürger 
und Betriebe müssen wieder wissen, was unser Markenkern 
ist. Und sie müssen uns wieder vertrauen können. Das geht 
nur gemeinsam. 
Dabei kommt uns als MIT eine unverzichtbare Rolle zu. Unsere 
Ziele sind:
1. Die MIT ist bundesweit die Stimme für die Soziale Markt-

wirtschaft. Wir sind das ordnungspolitische Gewissen dieser 
Nation. Unsere Stimme für mehr wirtschaftliche Vernunft 
wird gerade angesichts der Ampel-Koalition mehr denn je 
gebraucht.

2. Wir zeigen klare Kante in der Opposition - immer mit kons-
truktiven Vorschlägen und den besseren Alternativen. Vor 
uns liegen wichtige Landtagswahlen. Denn wir brauchen die 
Länder, damit die Ampel nicht durchregieren kann.

3. Wir sind Ideenschmiede und Zukunftswerkstatt - auch für 
den anstehenden Programmprozess der CDU. Denn für die 
Union muss Wirtschaft wieder ein Kernthema werden. Be-
zahlbare und sichere Energie, Fachkräfte, niedrigere Steu-
ern und Abgaben,  Entbürokratisierung, schnellere Planver-
fahren – für alles das werden wir uns stark machen.

4. Und mehr als das. Denn der Mittelstand ist mehr als nur Wirt-
schaft. Wir sind eine gesellschaftliche Kraft, wir haben eine 
Haltung, wir schaffen Werte und wir tragen Verantwortung. 
Deshalb werden wir uns zu allen gesellschaftspolitischen 
Fragen, die für den Mittelstand sind, positionieren.

5. Dafür werden wir noch stärker als bisher die Kompetenzen 
unserer fast 25.000 Mitglieder als Schatzkammer nutzen. 

Wir brauchen Sie! Dafür konnten Sie 
sich bspw. auch bis zum 6. Februar für eine 

unserer Kommissionen und Fachnetzwerke be-
werben. Wir haben Sie darüber bereits per E-Mail informiert. 
Darüber hinaus werden wir mit einer MIT-App die Vernetzung 
der Mitglieder untereinander stärken. Denn Sie wissen, was 
Sie belastet, was Sie motiviert, was Sie brauchen. 
Und deshalb werde ich auf Zuhörtour gehen. Schreiben Sie mich 
also gerne an. Ich komme gerne zu Ihnen! Wo möglich, in Präsenz. 
Und wo nicht, gerne per Videokonferenz. Ich freue mich auf Sie. 
Und nun: auf 2022! Seien Sie behütet. 
 
Ihre Gitta Connemann
MIT-Bundesvorsitzende

          DeutschlanDs sinnlichster  

      BaDetempel 
         liegt zwischen stuttgart unD Karlsruhe 

75323 BaD wilDBaD | tel. 07081/303-0 | www.palais-thermal.De

lay anz pt badetempel 90x130.indd   2 21.02.14   12:49

Liebe 
Freundinnen  
und Freunde  
des Mittelstands,
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Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) hat mit ihrer „Mittelstands-
offensive 22“ Vorschläge vorgelegt, um 
den Mittelstand in der Coronapandemie 
zu stärken. MIT-Chefin Gitta Connemann 
begründet den Vorstoß: „Unser Mittel-
stand braucht einen Befreiungsschlag. 
Unsere Betriebe liegen seit zwei Jahren 
in Coronafesseln. Diese müssen weg. Die 
Betriebe wollen keine Hilfen, sondern 
wieder frei wirtschaften können. Deshalb 
wollen wir den Umgang mit der Pande-
mie in der Betriebspraxis erleichtern. 
Mit weiteren steuerlichen und büro-
kratischen Erleichterungen können die 
Betriebe wieder durchstarten. Und davon 
profitieren alle.“
 
Eine generelle 2G-Pflicht in Betrieben 
lehnt die MIT ab. Die Arbeitgeber soll-
ten aber ein Wahlrecht erhalten sowie 
die Möglichkeit zu arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen. „Es wird Arbeitnehmer 
geben, die sich nicht impfen lassen. Jeder 
Betrieb, der sich für 2G entscheidet, 
muss diese dann auch freistellen können 
- ohne Anspruch auf Lohnfortzahlung“, 
stellt MIT-Chefin Gitta Connemann fest. 
Zur Zeit gibt es diese Möglichkeit nur im 
Gesundheitswesen.
 
Für den Einzelhandel soll die Pflicht zur 
Kontrolle aller Kunden entfallen. „Diese 

Kontrollen sind mit hohem Zeit- und 
Personalaufwand für die Betriebe ver-
bunden. Besser wäre eine Stichproben-
regelung, die dokumentiert werden 
muss“, sagt Connemann. Die Kontrolle 
könne durch ein Foto in der Corona-App 
erleichtert werden. Denn damit würde 
kein Lichtbildausweis mehr vorgezeigt 
werden müssen.
 
Zum Corona-Alltag würden weiterhin 
Tests und Masken gehören. Die MIT for-
dert insoweit eine Vorbildfunktion des 
Staates. Vorrangig seien Beschaffungen 
bei deutschen und europäischen Pro-
duzenten vorzunehmen - unter Be-
achtung des Vergaberechts. Conne-
mann: „Deutschland hat mit großen 
Fördersummen eine eigene Produktion 
von Schutzausrüstungen aufgebaut. 
Denn wir haben erleben müssen, was 
es heißt, von Drittstaaten abhängig zu 
sein. Und jetzt erleben wir, dass deut-
sche Behörden wegen ein paar Cent 
Unterschied wieder in China einkaufen. 
Damit wird wieder die Axt an eine na-

tionale und europäische Ausrüstungs-
sicherheit gelegt.“
 
Aus Sicht der MIT muss der Staat den 
Unternehmen auch steuerlich entgegen-
kommen: „Die Fristen für die Steuer-
erklärung 2020 müssen erneut verlängert 
werden. An erster Stelle muss aber die 
kalte Progression vollständig abgeschafft 
werden. Dazu muss die aktuelle hohe 
Inflationsrate im Einkommenssteuertarif 
2021 berücksichtigt werden. Sonst droht 
trotz Gehaltserhöhungen ein Kaufkraftver-
lust.“ Auch müsse der Solidaritätszuschlag 
endlich für alle abgeschafft werden.
 
Außerdem müsse der Mittelstand auch 
bürokratisch entlastet und damit für 
die Pandemie gestärkt werden. So soll-
ten alle staatlichen Betriebs- und 
Nutzungsgenehmigungen, die 2022 
auslaufen, automatisch verlängert wer-
den. „Eine weitere Belastung, die der 
Staat schnell abschaffen könnte, ist die 
EEG-Umlage. Diese sollte schon zum 
1.1.2022 abgeschafft werden und über 
eine nachträgliche Rückerstattung bei 
der Steuererklärung an die Unter-
nehmen zurückgezahlt werden“, for-
dert Connemann. Erfreulich sei, dass 
die Ministerpräsidentenkonferenz be-
reits eine MIT-Forderung im Hinblick 
auf die Quarantänezeiten aufgegriffen 
habe. „Angesichts der überwiegend 
milden und kürzeren Krankheitsver-
läufe bei der Omikron-Variante müssen 
die Quarantänezeiten zwingend ver-
kürzt werden“, sagt Connemann.�  
 

Micha Knodt,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

„Mittelstandsoffensive 22“

Corona- und  
Bürokratiefesseln lösen

 

Den entsprechenden Beschluss 
dazu finden Sie auf der Webseite 
der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion unter https://www.
mit-bund.de/sites/mit/files/doku-
mente/beschluesse/20220107_
buvo_beschluss_mittelstands-
offensive_22_0.pdf.
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Die MIT Bonn hat am 4. November 2021 
ihren Jahresempfang auf der MS Beet-
hoven gefeiert. Gut 50 Gäste und Mit-
glieder kamen an Bord der „MS Beet-
hoven“ zusammen. Der Vorsitzende der 
MIT Bonn, Peter Ibbeken, begrüßte die 
Gäste und konnte bei der Gelegenheit 
Herrn Dr. Dr. h. c. Peter Spary zu seiner 
50-jährigen MIT-Mitgliedschaft herzlich 
gratulieren. Der Jubilar ließ es sich nicht 
nehmen, selber ein paar Worte an die 
Zuhörer zu richten. Er betonte, dass die 
MIT allen Grund zum Optimismus habe. 
Mit Hendrik Wüst sei der Vorsitzende 
der MIT Nordrhein-Westfalen gerade 
zum Ministerpräsidenten gewählt wor-
den, während auf Bundesebene Cars-
ten Linnemann eine wichtige Rolle bei 
der Neuaufstellung der Partei spielen 
könnte.

Ein kurzes Grußwort hielt der stellver-
tretende Vorsitzende der CDU-Stadt-
ratsfraktion, David Lutz, in Vertretung 
des aufgrund einer Landtagssitzung 
verhinderten Guido Déus. Er gab einen 
Einblick in die aktuellen wirtschafts-
politischen Themen im Bonner Stadtrat.

Gastredner des Abends war der gut auf-
gelegte ehemalige Bundestagsabge-
ordnete Oswald Metzger. Er schilderte 
seinen Weg von der SPD unter Willy 
Brandt zu den Grünen und später zur 
CDU. Aufbauend auf seinem klaren 
ordnungspolitischen Kompass ana-
lysierte er die Lage der Bundesrepublik 
kritisch. Der Unternehmer genieße heute 
in breiten Schichten der Gesellschaft kei-

nen guten Ruf. Das gehe soweit, dass der 
Staat der beliebteste Arbeitgeber ist, und 
dass in Fernsehkrimis der Unternehmer 
meist als rücksichtsloser Egoist und Kri-
mineller dargestellt werde. In der Reali-
tät seien es aber die Unternehmer, die 
Arbeitsplätze schaffen würden, Lösun-
gen für viele Probleme entdecken und 
anbieten könnten und darüber hinaus 
mit ihren Steuern und Abgaben einen 
wesentlichen Teil der Finanzierung des 
Gemeinwesens leisten würden. 

Die Politik der letzten Jahre kritisierte 
Metzger scharf. Auf vielen Feldern seien 
heute die Probleme nicht gelöst, sondern 

ideologisch aufgeladen. Zum Beispiel 
beim Thema mangelnder Wohnraum in 
Großstädten, bei der Energie-und Ver-
kehrswende, auch in der Geldpolitik und 
beim Asylrecht. Metzger prognostizierte 
eine Krise der Demokratie, wenn Proble-
me verschleppt würden und die Kosten 
auf den Schultern von Unternehmern 
abgeladen würden. Unternehmer, ins-
besondere mittelständische Unter-
nehmer als das Rückgrat der deutschen 
Wirtschaft, seien für die erfolgreiche 
Bewältigung der Herausforderungen 
mit ihrer Kreativität und ihrem unter-
nehmerischen Sinn nötiger denn je. 

Der MIT-Kreisvorsitzende Peter Ibbeken 
bedankte sich bei seinen Vorstands-
kollegen/-innen sowie bei den mit-
wirkenden Helfern und allen Teilnehmern 
für diese gelungene Veranstaltung.

Dieser Jahresempfang 2021 ist nach län-
gerer Pause eine ansprechende Empfeh-
lung für die Bonner MIT und die CDU.

Nach der Rede fand der Abend einen 
würdigen Ausklang mit einem tollen Buf-
fet und der zuvorkommenden Bewirtung 
der gesamten Crew der MS Beethoven. 
Die angeregten politischen Gespräche 
auch mit dem Gastredner gingen bis in 
den späten Abend.�
 

Peter Ibbeken,

peter.ibbeken@t-online.de,

www.mit-bonn.deGastredner Oswald Metzger analysierte die Lage 
der Bundesrepublik wie gewohnt kritisch.

MIT Bonn an Bord der „MS Beethoven“

Geselliger 
Jahresempfang 
2021

Der Kreisvorsitzende Peter Ibbeken gratulierte  
Dr. Dr. h. c. Peter Spary zu seiner 50-jährigen  
MIT-Mitgliedschaft.
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Es wirkte wie ein gut inszeniertes 
Theaterstück. Der erste Akt war das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) vom 19. November 2021, das 
die Verwehrung von Grundrechten „in 
der äußersten Gefahrenlage der Pande-
mie“  als mit dem Grundgesetz verein-
bar betrachtete. Der zweite Akt waren 
die sofortigen Rufe aus der Politik nach 
strengeren Auflagen für Unternehmen, 
Kontaktverboten oder der bis vor der 
Bundestagswahl stets als unmöglich ver-
worfenen Impfpflicht.

BVerfG-Urteil  
ebnet unschönen Weg 

Diese Entwicklung zeigt eine Entwicklung 
in Deutschland, die in Zukunft Freiheit 
und Eigenverantwortung erschweren 
werden. Das BVerfG hat durch seine 

politische Entscheidung eine Tür auf-
gemacht, die wir so bald nicht mehr zu-
bekommen – nämlich die, dass der Staat 
einen Notfall ausrufen und auf dieser 
Basis Grundrechte aussetzen darf. Spöt-
ter in den sozialen Netzwerken sprachen 
schon vom „Ermächtigungsgesetz 2.0“.

Von diesen Vergleichen distanziert sich 
der Autor dieser Zeilen. Es ist jedoch 
nicht von der Hand zu weisen, dass zu-
künftig ideologische Politik einfacher 
und gegen Mehrheiten realisiert wer-
den kann. Auch Verfassungsrechtler 
sehen das Problem, dass in zukünftigen 
Notlagen Grundrechte großflächig aus-
gesetzt werden können: Will nämlich 
der Bürger seine Grundrechte bewahren, 
muss er klagen. Also nicht der Staat muss 
die Gefahrenlage beweisen, sondern der 
Bürger die Ungefährlichkeit der Lage, 
dies jedoch zu Voraussetzungen, die der 
Staat zuvor bestimmt hat.

Ruft die Regierung beispielsweise den 
Klimanotstand aus und verbindet ihn mit 
einem dauerhaften Fahrverbot für alle 
Kraftfahrzeuge mit Verbrennungsmotor, 
so muss dem Staat die Ungefährlichkeit 
des Motors oder die Nicht-Existenz kli-
matischer Veränderungen nachgewiesen 
werden. Wer sich in der aktuellen wissen-
schaftlichen Klima-Diskussion auskennt 
und auch weiß, welche Probleme main-
streamkritische Artikel bei den führen-
den wissenschaftlichen Verlagen haben, 
der kann sich die Erfolgswahrscheinlich-
keit einer solchen Klage ausrechnen. 

Dr. Bastian Atzger, Landesvorsitzender der  
MIT Baden-Württemberg

MIT Land

GAPLATEC GmbH | Wacholderstr. 27  | D-71723 Großbottwar
Tel: (+49) 7148 16 66 010 | anfrage@gaplatec.de | www.gaplatec.de

Wir planen innovative Großküchensysteme komplett mit  
Ablufterfassung, Kälteanlagen, Wärmerückgewinnung mit wenigen 

Schnittstellen und kurzen Wegen für Ihren nachhaltigen Erfolg.

Wir machen aus Ihrer Kantine ein Mitarbeiterrestaurant! 
Statt 2 Std. Nutzung eine Zonierte Nutzung über den gesamten Arbeitstag
Kein Schlange stehen sondern individuelle Insellösungen autark gestaltet 

Zwischen Individualismus und Kollektivismus 

Werte der Freiheit
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Aktionismus statt Vernunft

Während sich die einen freuen und sich 
die anderen (z. B. Querdenker) ärgern, 
steht man als (zumindest selbst emp-
fundener) Teil der vernünftigen Mitte 
fassungslos vor dieser Entwicklung. 
Denn kaum waren die Meldungen des 
BVerfG-Urteils über den Ticker ge-
gangen, da kamen auch schon die ers-
ten Politiker aus der Deckung mit ab-
surdesten Forderungen zur Bewältigung 
der Pandemie.

Der eine forderte einen Adventslock-
down für alle, der andere, dass wer sich 
nicht impfen lässt, keine Arbeitsstelle 
mehr erhalten dürfe. Unfreiheit und 
Zwang über den Geldbeutel – hierzu fal-
len einem nur Begriffe ein, deren Nen-
nung an dieser Stelle bereits der Anstand 
verbietet. Mit demokratischem Ver-
ständnis, mit politischer Führungsstärke 
oder gar fachlicher Kompetenz haben 
diese politischen Positionen jedenfalls 
nichts zu tun. Hier versagt unser staat-
liches Konstrukt auf ganzer Linie.

Vernunft statt Aktionismus

Nicht nachvollziehbar ist auch das Fest-
halten an nur einer Variablen – der In-
zidenzrate. Vom Versprechen, diese 
stets in Relation zu anderen Werten, 
wie u. a. der Hospitalisierungsrate zu 
setzen, hört man derzeit nicht viel. Im 
Gegenteil. Das Robert-Koch-Institut 
veröffentlichte Zahlen, wonach die 
Omikron-Variante deutlich harmloser 
verlief als vorhergehende Covid-Vari-
anten. Dennoch bliesen Politik und Me-
dien in das Horn der schlimmen vierten 
Welle. Was wirklich kam, waren Rest-
riktionen für Handel und Gewerbe und 
verunsicherte Menschen, die statt zur 
Impfung auf die Straße gingen. Die Poli-
tik, egal ob Schwarz-Rot oder Ampel, 
hat die Lage weder politisch noch kom-
munikativ im Griff. 

Wissenschaftliche Herangehensweise, 
politische Vernunft und eine ehrliche 
Debatte täten Deutschland somit bes-
ser als hysterische Politiker, die ständig 

versuchen, sich gegenseitig in ihren 
Forderungen zu übertrumpfen. Seien 
wir doch ehrlich – man fragt sich doch, 
ob hier noch ein Virus bekämpft werden 
soll oder eine Gesellschaftsform. 

Oder hat die Politik einfach nur Angst, 
dass sie zur Verantwortung gezogen 
wird, wenn sie jetzt frühere Über-
reaktionen oder Fehlentscheidungen 
eingestehen würde? Noch bis 2019 
wurden Krankenhäusern Prämien be-
zahlt wenn diese Betten reduzierten 
und seit Jahren waren die Missstände in 
der Pflege bekannt. Die Zeche bezahlen 
am Ende doch ohnehin die Bürger, dann 
dürfen diese von ihren Vertretern, wenn 
schon nichts anderes, doch zumindest 
Ehrlichkeit verlangen.

Wie viel Raum  
geben wir dem noch?

Wir im Mittelstand sind es seit Jahren 
gewohnt, dass der Staat mit unseren 
Ressourcen sehr verschwenderisch 
umgeht: Mit unserer Zeit, die wir für 
immer mehr Bürokratie und Betriebs-
statistiken aufwenden dürfen und mit 
unserem Geld, das uns der Staat für 
seinen immer größeren Verwaltungs-

apparat und Transfer-Geschenke be-
nötigt. Doch jetzt greift es noch nach 
dem einzigen, das uns geblieben ist: 
nach unseren Grundwerten. Nach 
Eigenverantwortung und Freiheit. 

Dies ist jetzt die letzte Grenze. Wenn 
wir auch diese letzte Bastion unseres 
Wertekanons aufgeben, wer sind wir 
dann? Die Grünen sprechen immer 
davon, dass wir unseren Kindern eine 
gesunde Erde hinterlassen wollen. 
Das teilen wir, und dafür entwickelt 
der Mittelstand auch die Strategien 
und Technologien. Aber mindestens 
genauso wichtig ist, dass wir ihnen 
auch unsere Grundwerte weiterver-
erben, denn sonst werden diese mit 
uns aussterben.

So sei final an dieser Stelle einmal mehr 
Ronald Reagan gepriesen, der sagte: „In 
this present crisis, government is not 
the solution to our problem; govern-
ment is the problem.“ Eine Schutzmauer 
gegen dieses Problem ist nun gefallen. 
Was kommt danach?�

Dr. Bastian Atzger,

atzger@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de

M e t a l l g i e s s e r e i
Schüle
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12 Euro Mindestlohn kraft Gesetzes - das 
ist ein Paradigmenwechsel. Es geht um 
mehr als um die Höhe des Mindestlohns. 
Die Tarifautonomie und damit die Frei-
heit von staatlichem Lohndiktat steht auf 
dem Spiel. Sie war bisher unbestrittener 
Bestandteil unserer erfolgreichen Wirt-
schaftsordnung, Art. 9 Grundgesetz ver-
leiht ihr Verfassungsrang. Das soll sich 
nun ändern. 

Die Ampel-Koalition beabsichtigt, das 
bewährte Verfahren der Mindestlohn-
findung auszuhebeln. Allseits akzeptiert 
ist bislang die mit je 3 Arbeitnehmer- 
und Arbeitgebervertretern paritätisch 
besetzte Mindestlohnkommission mit 
Stichentscheid des Vorsitzenden. Es gibt 
keinen Grund, diese Kommission zu be-
vormunden. Die Ampel aber misstraut 
diesem Mechanismus. Sie bildet sich ein, 
besser zu wissen, was für die Beteiligten 
gut ist.

Die Festlegung der Höhe des Mindest-
lohnes ist aber nur eine Seite der Medail-
le. Letztlich meint die neue Regierung, 

dass viel zu wenig Arbeitsverhältnisse 
tarifvertraglich festgelegt seien.

Nur noch 48 % der Beschäftigten sind 
tarifgebunden. Das ist Herrn „Un-Heil“ 
zu wenig. Die Arbeitgeberverbände hät-
ten ihre Hausaufgaben nicht gemacht, 
teilt er oberlehrerhaft mit.

Das liegt auf einer Linie mit dem 
Kommissionsvorschlag für eine euro-
päische Mindestlohnrichtlinie. Dort hat 
man die Vorstellung, die tarifvertragliche 
Abdeckung der Arbeitnehmer in einem 
Mitgliedstaat müsse mindestens 70 % 
betragen. Ist dies nicht der Fall, müs-
sen die Mitgliedstaaten einen Rahmen 
vorsehen, der die Voraussetzungen für 
Tarifverhandlungen entweder durch Ge-
setz oder durch Vereinbarung der Sozial-
partner schafft. Sie sollen darüber hinaus 
verpflichtet werden, einen Aktionsplan 
zur Förderung von Tarifverhandlungen zu 
erstellen. 

Allerdings fehlt der Europäischen Union 
in Sachen Koalitionsrecht und Arbeits-

entgelt das Recht hierzu (Art.153 Abs.5 
AEUV).

Angesichts der Tatsache, dass die Lohn-
findung zwischen den Arbeitsvertrags-
parteien reibungslos funktioniert, be-
dürfen Sozialpartner keiner Nachhilfe.

In diesem Zusammenhang ist auch 
ein Blick auf die geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnisse zu werfen. Laut 
Koalitionsvertrag soll zwar die Mini-
jobgrenze auf dann 520 Euro erhöht 
werden. Die Wochenarbeitszeit soll auf 
max. 10 Stunden begrenzt werden. Auch 
das ist eine massive Einschränkung in 
die Gestaltungsfreiheit der unmittelbar 
Betroffenen. 
Sieht so die moderne Arbeitswelt aus?

Flexible Lösungen, die zwischen den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
einvernehmlich festgelegt und geändert 
werden können, sind die Merkmale einer 
modernen Arbeitswelt. 

Wir Mittelständler begegnen den Arbeit-
nehmern auf Augenhöhe, wir sind Partner.
Wir haben Respekt vor unseren Mit- 
arbeitern! 

Wir verlangen Respekt von der Regierung 
und dem Gesetzgeber. Dazu gehört ins-
besondere auch Respekt vor der Tariffrei-
heit, Herr Scholz!�

Dr. Albrecht Geier

Achtung,  
Hochspannung!
Mittelständler, hört die Signale!

Dr. Albrecht Geier, Mitglied des Landesvorstandes 
der MIT Baden-Württemberg

HIGH-END PRÄZISION AUS SCHRAMBERG
Die PIT Präzisionstechnik und Handels GmbH ist als Drehteilehersteller ein leistungsstarkes, mittelständisches 
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Telefon 07422 23614 I Telefax 07422 23514 | info@productionintime.com         www.productionintime.com

+30 
Jahre Erfahrung
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Etwas Besseres, als das Hobby zum Beruf 
zu machen, kann einem nicht passieren. 
Und wenn das „Arbeiten“ als Kommuni-
kations- und Grafikdesignerin schon über 
die Hälfte des Lebens Spaß macht, ist 
vieles richtig gelaufen.

Nach ihrem Studium gründete Nicole 
Angela Buck im Jahr 1998 eine Werbe-
agentur in Esslingen am Neckar: DAS 
KONZEPT | Die Agentur für Werbung und 
Kommunikation GmbH. 

Heute betreut das Team Kunden ver-
schiedenster Branchen (u. a. Handwerk, 
Dienstleistung, Gesundheit, Politik, Fort- und 
Weiterbildung). Die so möglichen Einblicke 
in viele Sparten machen die tägliche Arbeit 
spannend und die Aufgabengebiete sowohl 
online als auch offline verschiedenartig.

Ideen und Kreativität findet man bei Ni-
cole Angela Buck auch in Bereichen 
außerhalb des Büros: beim Kochen und 
Backen, beim Malen oder Bauen – mit 
den bekannten bunten Legosteinen.�

Nicole Angela Buck,

info@das-konzept.com,

www.das-konzept.com

Nicole Angela Buck
Kommunikations- und Grafikdesignerin 
MIT Esslingen

„… nur viele gemeinsam etwas erreichen 
und vor allem bewegen können.“

Die Motivation etwas voranzubringen und 
selbst zu gestalten, war für Patrick Pfeif-
fer der Beweggrund, 2011 in die Selbst-
ständigkeit zu wechseln und über einen 
MBI die motrona GmbH zu übernehmen. 
Gute Voraussetzungen waren lang-
jährige Konzernerfahrungen im Bereich 
Entwicklung, Sales und BizDev - und die 
Vision, als unabhängiger Unternehmer 
durch schnelle Entscheidungsprozesse 
einen wertvollen Beitrag für die Wirt-
schaft leisten zu können. Neben dem ste-
tigen organischen Wachstum wurde in 
2017 der EMS-Dienstleister Giertz Elek-
tronik GmbH akquiriert und dadurch die 
Wertschöpfungskette erweitert.

Durch die Mitgliedschaft in der MIT ver-
spricht er sich die Möglichkeit, mehr an 
politischen Entscheidungen teilzuhaben: 
direkt mit der Politik in den Meinungs- 
und Erfahrungsaustausch zu kommen – 
über das, was der Mittelstand benötigt 
und zum andern der Gesellschaft bieten 
kann.�

Patrick Pfeiffer, 

patrick.pfeiffer@motrona.com, 

www.motrona.de

Im Jahre 2013 hat Samuel Ulmer (51) sei-
nen Traum, ein eigenes Unternehmen zu 
gründen und führen, wahr gemacht. SIMA 
Solutions ist als Dienstleister im Bereich 
der Spindeltechnik angesiedelt und repa-
riert alle wälzgelagerten Dreh,- Fräs- und 
Schleifspindeln, unabhängig vom Spin-
del- bzw. Maschinenhersteller. Das Motto 
“Dienstleistung aus Leidenschaft“ prägt 
dabei einen besonders hohen Stellen-
wert. Ulmer kann mit seinem 13-köpfigen 
Team auf gute Kundenbeziehungen, lang-
jährige Partnerschaften und eine hohe 
Kundenzufriedenheit zurückblicken. Da-
rüber sind sie sehr erfreut und ebenfalls 
sehr dankbar. Das Eingehen auf individu-
elle Kundenwünsche sowie das perfekte 
Reparieren der anvertrauten Kunden-
spindeln liegt Ulmer dabei ebenso am 
Herzen wie die Zufriedenheit seiner 
Mitarbeiter/-innen.

In seiner Freizeit geht der verheiratete 
und zweifache Vater gerne joggen und 
Ski fahren.�

Samuel Ulmer, 

samuel.ulmer@sima-solutions.de,

www.sima-solutions.de   

Samuel Ulmer 
Unternehmer 
MIT Rottweil

Patrick Pfeiffer
CEO, Dipl. Ing. (FH) – EMBA
MIT Konstanz

„… der Mittelstand immer noch die Chan-
ce hat, Strukturen zu ändern und zu prä-
gen, die in großen Firmen nur noch Rand-
erscheinungen sind.“ 

„… ich als innovativer Unternehmer zu-
sammen mit der MIT mehr politischen Ein-
fluss nehmen möchte.“
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Wenn jahrelang alle Parteien das gleiche Ziel vor sich hertragen, 
aber in der Realität genau das Gegenteil passiert, dann empfinden 
die Menschen Politik als leere Phrase. Ein Beispiel hierfür ist der 
weit verbreitete Ruf nach „bezahlbaren“ Wohnungen. 

Für Zeitgenossen mit einfachem Weltbild ist die Sache klar: Hin-
ter hohen Mieten stecken gierige Investoren, denen die Politik 
mit Mietdeckeln Fesseln anlegen muss. Die Mehrheit der Berliner 
Bürgerinnen und Bürger will große Wohnungsgesellschaften sogar 
enteignen und vergesellschaften. Wohnen soll günstiger werden. 
Aber wenn die politische Linke „bezahlbarer Wohnraum“ sagt, 
meint sie subventionierten Wohnraum. 

Der politische Mainstream in der Wohnungspolitik widerspricht 
sich selbst: Einerseits rufen (fast) alle nach billigem Wohnraum, 
andererseits werden die Anforderungen beim Bauen ständig nach 
oben geschraubt. Die Vorgaben nehmen zu. Immer höhere Energie-
standards, mehr Brandschutz, Barrierefreiheit. Hinzu kommt, 
dass neue Wohnungen auf Mercedes-Niveau gebaut werden, mit 
Lüftungsanlagen, aufwändigen Steuerungen und Hightech-Fens-
tern. Wohnungen sind auch dann noch bezahlbar, aber für immer 
weniger Käufer ohne Familienerbe. 

Bauen für Jüngere zunehmend unerschwinglich

Seit der Wiedervereinigung sind die durchschnittlichen Baukosten 
je Quadratmeter neuen Wohnraums um nahezu 100 % gestiegen. 
Bauland ist in Baden-Württemberg in den letzten 20 Jahren um 
über 60 % pro Quadratmeter teurer geworden. Die Kosten für Bau-

Landespolitik
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78532 Tuttlingen
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F +49 7462 9468-20

info@hohner-postpress.com
www.hohner-postpress.com

VISIT US AT DRUPA, 
HALL 16, 
STAND B23/1-6

Wer bezahlt  
bezahlbaren Wohnraum?

Tobias Vogt MdL (Mitte) besichtigt ein großes Bauprojekt der 
Firma Strenger im Lothar-Späth-Carré in Bietigheim-Bissinge
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material und Arbeitskräfte steigen ebenfalls überproportional. Am 
stärksten haben sich die Kosten für Erdarbeiten (plus 28 %) ver-
teuert, ein wesentlicher Teil davon sind die Entsorgungskosten. 
Und allein in den letzten 6 Jahren haben sich die Preise für Ausbau-
arbeiten wie Wärmedämmung und Heizung um fast 20 % erhöht. 
Die Folge dieser Entwicklung: der Anteil von Immobilieneigen-
tümern, die jünger als 45 Jahre sind, hat sich in den vergangenen 
20 Jahren halbiert (Quelle: F.A.Z. vom 20.12.2021). 

Bauen muss wieder einfacher werden

Das Bauen wird durch immer mehr Vorschriften immer komplexer 
und teurer. In den letzten drei Jahrzehnten hat sich die Zahl der 
Vorschriften vervierfacht, sagt der Bundesverband der deutschen 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen (GdW). In ganz Deutsch-
land gäbe es etwa 20.000 zu beachtende Gesetze, Verordnungen 
und DIN-Normen. Hier muss die Politik ansetzen, auch in Baden-
Württemberg. Wahrscheinlich ist jede Vorgabe im Einzelfall sinn-
voll, aber dass jede Vorgabe flächendeckend gilt, ist wahrscheinlich 
nicht sinnvoll. 

Ein ganz wichtiger Ansatz wäre, dass jede Vorgabe hinsichtlich ihrer 
Kosten überdacht wird. Überwiegt der Vorteil der Vorgabe oder 
sind die aus ihr resultierenden Mehrkosten unverhältnismäßig? 

Viele kleine Kostentreiber machen das Bauen so teuer

Um konkret zu werden, möchte ich an dieser Stelle 5 weitere Vor-
schläge zur Diskussion stellen. Erster Punkt: In Deutschland bieten 
derzeit nur 4 % der Kommunen Online-Bauanträge an. Je komplexer 
ein Bauvorhaben, desto mehr Stellen müssen zustimmen. Oft arbei-
ten die Behörden „Schritt für Schritt“ statt parallel, sie kommunizie-
ren per Post und ohne Fristvorgaben. Dies verlängert die Verfahren 
unnötig. Insbesondere Bauträger klagen darüber, dass es Jahre 
bis zum Spatenstich dauert. Was wir dringend brauchen: die kon-
sequente, medienbruchfreie Digitalisierung der Genehmigungs-
verfahren. Gescannte Dokumente können dann bei der Stelle ab-
gerufen werden, wo sie bereits vorliegen, Daten müssen nur einmal 
eingegeben werden (“once only“) und die beteiligten Stellen arbei-
ten mit einem gemeinsamen Projektmanagementtool, auf das auch 
Antragsteller, Bauherren und Architekten Zugriff haben. 

Zweitens: Im Bestandsbau führen Aufstockungen oder andere Er-
weiterungen von Bestandsgebäuden oft dazu, dass der Bestands-
schutz erlischt. Die Baubehörde muss dann eine Neubetrachtung 
vornehmen und Bebauungsdichte, Abstände und Stellplatzvor-
gaben sowie den Brand- und Schallschutz anpassen. Auch hier 
schlummern Zeit- und Kostensparpotenziale. 

Die Landesbauordnung – dritter Punkt – muss erneut auf den Prüf-
stand gestellt und vereinfacht werden. Wir müssen flexibler wer-
den bei der Barrierefreiheit, den Vorgaben für die Kinderspielplatz-
pflicht, beim Holzbau, bei Aufstockungen und Anbauten und bei 

der Wärmedämmung. 

Viertens: Jeder Grundstückskauf verursacht Nebenkosten. Die no-
tarielle Beurkundung jedes Kaufvertrags kostet zusätzliche 1,5 % 
der Kaufsumme, auch wenn der Notar nur einen Standardtext ver-
wendet und vorliest. Was spricht dagegen, dass Notare diese ein-
fachen Verträge nicht nach tatsächlichem Aufwand abrechnen? 

Und Punkt 5: Wie die Notarkosten muss auch die Grunderwerb-
steuer aus dem Eigenkapital des Bauherrn bestritten werden. In 
Baden-Württemberg sind dies derzeit 5 %. Deshalb der Vorschlag: 
Wer privat ein Grundstück oder eine Wohnung für den Eigenbedarf 
erwirbt, sollte einmalig bei der Grunderwerbsteuer entlastet wer-
den, zum Beispiel durch einen Freibetrag. 

Bauen wird teuer bleiben, aber Vorschläge wie diese können in 
Summe für Entlastung sorgen. Was sie gemeinsam haben, ist, dass 
wir damit den steinigen Weg gehen, unsinnig komplexe Vor-
schriften zu vereinfachen und Verwaltungshandeln zu be-
schleunigen. Das ist unser Weg, die Baukosten zu zügeln, anstatt 
nach Enteignungen und Subventionen vom Staat zu rufen. �

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de

Verwöhnt durch ofenfrischen, regionalen
und handwerklichen Genuss!
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Wirtschaft

Das neue TTDSG stellt ab sofort klar, 
was sich aus der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs, des Bundes-
gerichtshofs und auch der Rechtsaufas-
sung der Aufsichtsbehörden bereits an-
bahnte: Unternehmen sowie „Anbieter 
von Telemedien“ müssen seit Dezem-
ber 2021 von jedem ihrer Webseiten-
besucher eine ausdrückliche und infor-
mierte Einwilligung einholen, wenn sie 
Cookies, Web Storage, Browser-Finger-
printing oder vergleichbare Tracking-
Tools auf ihrer Internetseite verwenden. 
Sobald der Fall vorliegt, müssen User 
die Zustimmung gemäß §25 TTDSG 
unter Berücksichtigung der DSGVO 
(Rechtmäßigkeit und Einwilligungs-
anforderungen) aktiv erteilen. 

Diese neue Regelung soll die Privatsphäre der Verbraucher 
weiter schützen und gleichzeitig eine rechtliche Grauzone 
schließen. Das TTDSG gilt parallel zur DSGVO und soll nicht 
erwünschte Zugriffe auf Informationen verhindern, die 
auf Computern, Tablets oder Mobiltelefonen gespeichert 
sind. Zusammen mit dem TTDSG treten auch das neue Tele-
kommunikationsgesetz (TKG) und Änderungen des Tele-
mediengesetz (TMG) in Kraft. Wesentlich an den drei Richt-
linien ist nun, dass weder das neue TKG noch das geänderte 
TMG Datenschutzvorschriften enthält. Diese sind nun alle im 
TTDSG gebündelt, das mindestens bis 2023 gültig sein wird. 

Schluss  
mit dem  
Tracking- 
Nebel

Neues Datenschutzgesetz 

mahnt Unternehmen zur 

Cookie-Banner-Disziplin

Seit Ende 2021 gilt das neue 

TTDSG – das Gesetz über 

den Datenschutz und den 

Schutz der Privatsphäre 

in der Telekommunikation 

und bei Telemedien (Tele-

kommunikation-Tele-

medien-Datenschutz-

Gesetz). Mit dieser 

Regelung sorgt der Bund 

nach Jahren der Unsicher-

heit für Rechtsklarheit. Für viele Mittel-

ständler bedeutet das: Website umrüsten,  

Consent-Manager anpassen.

Als digitaler Aufklärer kennt er sie alle – die 
Gefahren der Datenspinne, die Tricks der 
Datenräuber, aber auch zuverlässige Wege, wie 
jeder seine Privatsphäre im Netz schützen kann. 
Achim Barth ist einer der kompetentesten An-
sprechpartner rund um den Schutz personen-
bezogener Daten. Zielgerichtet, sachkundig 
und immer up to date begleitet der mehrfach 
zertifizierte Datenschutzbeauftragte Privat-
leute und Unternehmen in die IT-Sicherheit. 
In Workshops, Seminaren und Vorträgen be-
geistert der Gründer von „Barth Datenschutz“ 
mit praktikablen Lösungen. Sein Fachwissen 
vermittelt er eingängig und unterhaltsam – so-
dass sowohl Unerfahrene als auch Technikfans 
vom Mehrwert und Wettbewerbsvorteil seines 
Know-hows profitieren.
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Zur Einordnung: § 25 TTDSG spricht unter anderem von Informa-
tionen, die in der Endeinrichtung des Nutzers gespeichert werden. 
Der Begriff  „Endeinrichtung“  ist ausdrücklich technologieneutral 
gewählt und umfasst neben klassischen Geräten wie Smartphones 
und Notebooks auch den gesamten Bereich des Internets der Dinge. 
Dazu gehören smarte Glühbirnen, vernetzte Fahrzeuge, intelligen-
te Stromnetze und alle anderen Geräte, die mit dem Internet ver-
bunden sind. Viele Unternehmen vernachlässigen besonders diese 
Systeme beim Thema Datenschutz. „Technologieneutral“ bedeutet 
zudem, dass nicht nur die heute eingesetzten Cookies, sondern 
auch zukünftige Technologien betroffen sind. Der Begriff der Tele-
medien umfasst überwiegend Websites und Apps.

Tracking-Tools: User müssen Nutzung aktiv bestätigen

Was bedeuten die Neuerungen nun genau für Betriebe und ihre 
Firmenwebseiten? Wer noch nicht auf dem technischen Stand 
der Gesetzeslage ist, muss nachrüsten. Verantwortliche haben 
die Pflicht, Webseitenbesuchern per Banner oder separatem 
Fenster die Möglichkeit zu geben, die Nutzung von Cookies zu 
bejahen oder zu verweigern. Dabei müssen User zwischen einem 
„Ablehnen“- und einem „Zustimmen“-Button fair wählen dürfen. 
Es genügt nicht, dass Betreiber es als stille Zustimmung deuten, 
wenn User trotz Hinweis auf Cookies einfach weitersurfen. 

Achim Barth auf dem Speaker Slam 2021, den er in der Kategorie „Digitalisie-
rung und Zukunft“ gewonnen hat.

 
Der für Webseitenbetreiber praxis-
relevante §25 TTDSG im Wortlaut:

Abs. 1: Grundsatz der Einwilligungsbedürftigkeit wie 
folgt festgelegt
Die Speicherung von Informationen in der Endein-
richtung des Endnutzers oder der Zugriff auf Informatio-
nen, die bereits in der Endeinrichtung gespeichert sind, 
sind nur zulässig, wenn der Endnutzer auf der Grundlage 
von klaren und umfassenden Informationen eingewilligt 
hat. Die Information des Endnutzers und die Einwilligung 
haben gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 zu erfolgen.

Abs. 2: Eng begrenzte Ausnahmen vom Erfordernis der 
Einwilligung
Die Einwilligung nach Absatz 1 ist nicht erforderlich, 
wenn der alleinige Zweck der Speicherung von Informa-
tionen in der Endeinrichtung des Endnutzers oder der 
alleinige Zweck des Zugriffs auf bereits in der Endein-
richtung des Endnutzers gespeicherte Informationen die 
Durchführung der Übertragung einer Nachricht über ein 
öffentliches Telekommunikationsnetz ist oder
wenn die Speicherung von Informationen in der Endein-
richtung des Endnutzers oder der Zugriff auf bereits in der 
Endeinrichtung des Endnutzers gespeicherte Informatio-
nen unbedingt erforderlich ist, damit der Anbieter eines 
Telemediendienstes einen vom Nutzer ausdrücklich ge-
wünschten Telemediendienst zur Verfügung stellen kann.

Architektur in Perfektion. Für Menschen, die hohe Ansprüche
hegen. Und wissen, dass sich ein großer Entwurf im kleinsten
Detail beweist.

... wie mein Leben. Frei.

Ich will mein Haus gestalten ...

weberhaus.de
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Im Gegenteil: Damit Tracking-Tools Spuren sammeln dürfen, 
müssen Nutzer regelmäßig per Klick ihr Go abschicken. Nur 
falls eine aktive Einwilligung vorliegt, dürfen Systeme Ver-
weildauer oder Klickverhalten auf dem Endgerät speichern. 
Diese Zustimmung muss freiwillig, bestimmt, informativ, un-
missverständlich sowie ausdrücklich erfolgen und jederzeit 
widerrufbar sein. Um die Freiwilligkeit sicherzustellen, müs-
sen Webseiten auch ohne Abnicken der nicht notwendigen 
Cookies funktionieren. Zudem schreiben die Richtlinien vor, 
dass Verantwortliche ihre Internetbesucher in klarer und 
verständlicher Sprache über die Funktionsweise ihrer Coo-
kies aufklären. Für Details können Systeme auf eine aus-
führlichere Policy bzw. die Webseiten-Datenschutzhinweise 
verweisen.

Technische Anforderungen  
für Consent-Manager

Zwar gibt das neue TTDSG nicht vor, wie genau Unternehmen 
das nötige Go technisch einholen sollen. Was aber klar ist, 
dass jede Zusage der DSGVO entsprechen muss. Nach ver-
schiedenen Stellungnahmen von Datenschutzbehörden und 
Verbraucherzentralen zeichnet sich auch ein klares Bild zur 
Umsetzung. Ein rechtskonformer Consent-Manager sollte 
daher folgende Punkte garantieren:

•	 Cookies bleiben technisch deaktiviert, bis User ihre Ein-
willigung erteilen. 

•	 Nutzer müssen aktiv und eigenständig zustimmen. Der 
Manager darf keine Checkbox vorauswählen.

•	 „Annehmen“- und „Ablehnen“-Button stehen gleichwertig 
nebeneinander, es gibt keine Extraseiten auf einer tieferen 
Ebene.

•	 Beide Buttons sind optisch neutral gehalten, kein Button 
hat eine grellere Farbe oder exotischere Form. 

•	 User werden umfassend und verständlich informiert. Dazu 
gehören: Zwecke der einzelnen Tools, Anzahl und Sitz der 
Anbieter – falls dieser außerhalb der EU liegt.

•	 Nutzer haben die Chance, ihr Einverständnis zu widerrufen. 
•	 Die Einwilligung ist nachweisbar.

Mehrere Bußgelder  
und Abmahnungen drohen

Wer sich bisher nicht um eine rechtskonforme Cookie-Con-
sent-Banner-Lösung gekümmert hat, steht spätestens jetzt 
vor der Pflicht. Vor dem Hintergrund der komplexen techni-
schen Vorgänge empfiehlt es sich, dafür Datenschutzprofis 
ans Werk zu lassen. Die firmeneigenen IT-Abteilungen ken-
nen oft die gesetzlichen Vorgaben zu wenig, und Rechts-
anwälte tun sich bei der technischen Umsetzung schwer. 
Beide Aspekte müssen jedoch wasserdicht sein, um keine 
Bußgelder zu kassieren.

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.deLÖSUNGEN FÜR IHRE 
            POSITIONIERAUFGABEN 

ELGO_AZ Kalender2018_181x63mm.indd   1 27.09.17   11:07
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Bisher hatten die Aufsichtsbehörden – wahrscheinlich wegen 
der unklaren Gesetzeslage – zwar davon abgesehen, in die-
sem Bereich Strafen zu verhängen. Inzwischen haben sie aber 
deutlich kommuniziert, dass die Schonfrist definitiv vorbei ist. 
Im schlimmsten Fall drohen Unternehmen bei Mängeln gleich 
mehrere Sanktionen. Folgende Probleme können auf Unter-
nehmen zukommen, die das Thema schleifen lassen:

1.	 Bußgelder von bis zu 300.000 Euro wegen Verstoßes 
gegen das TTDSG. 

2.	 Bußgelder wegen Verstoßes gegen die DSGVO. In diesem 
Fall drohen Strafen von bis zu 20 Millionen Euro oder bis 
zu 4 % des Umsatzes (vgl. Art. 83 Abs. 4, 5 DSGVO).

3.	 Abmahnung, wenn kein ordnungsgemäßer Consent-
Banner im Einsatz ist. Immer häufiger prangern Wett-
bewerber andere Betriebe bei lückenhaften IT-Systemen 
wegen unlauteren Wettbewerbs an (§ 3a UWG). 

Datensicher und zukunftsfest 

Wer es mit den Richtlinien nicht ernst nimmt, verletzt nicht 
nur die Grundrechte seiner Kunden, Mitarbeiter und Dienst-
leister, sondern spielt auf mehreren Ebenen mit dem Feuer. 
Daher der Rat vom Fachmann: Bringen Sie Ihre Webseite auf 
den Stand der Technik und machen Sie sie TTDSG- und 
DSGVO-konform. Der Aufwand ist überschaubar. 
Empfehlenswert ist ein kompletter Online-Datenschutz-
Audit der Webseite inklusive Maßnahmenkatalog und sofor-
tiger Schließung möglicher Datenlecks. Mit einem Siegel 
„DSGVO-geprüfte Website“ sind Betriebe nicht nur auf der 
rechtlich sicheren Seite, sondern sie stärken auch das Ver-
trauen ihrer Kunden, Dienstleister und Kollegen. Gleich-
zeitig bietet das TTDSG die einmalige Chance, Datenschutz 
und Privatsphäre der Kunden als Wettbewerbsvorteil in ihrer 

Unternehmens- und Marketingstrategie zu positionieren. 
Ohne Kundeneinwilligung wird es in Zukunft nämlich keine 
personalisierte Werbung und kein Tracking mehr geben, 
ob mit oder ohne Cookies.�

Achim Barth,

barth@barth-datenschutz.de,

www.barth-datenschutz.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de

 
Kostenfreie Tools für eine sichere 
Firmenwebseite:

Status-quo-Analyse: Viele Betriebe können die all-
gemeine Qualität der eigenen Webseite gar nicht 
bewerten: Erfüllt der Onlineauftritt rundum die gesetz-
lichen Vorgaben? Reicht das Sicherheitsniveau? Wider-
steht die Seite Cyberangriffe? Wer es genau wissen will, 
macht einen kostenlosen Selbsttest, zum Beispiel hier: 
privacyscore.org. Alternativen liefern kostenpflichtige 
Sicherheitsscans, die verschiedene Attacken auf die 
Homepage simulieren.

DSGVO-Website-Check: Ein professioneller Websei-
tencheck gibt Sicherheit und erkennt Lücken. Mit einem 
kostenfreien Website-Scan (barth-datenschutz.de/lp/
kostenloser-dsgvo-schnellcheck/#/) der Startseite er-
halten Verantwortliche ein klares Feedback und können 
bei Mängeln gezielt nachrüsten. Bei einem Komplett-
check erhalten Nutzer einen umfassenden Bericht für 
ihre Dokumentation, inkl. Datenschutzerklärung und 
Siegel. 
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Im Jahr 2017 wurde als ein Mittel zur 
Geldwäscheprävention das Transparenz-
register in Deutschland eingeführt, das 
den deutschen Unternehmen bestimmte 
Transparenzpflichten auferlegt. Seit Ein-
führung wurde die Handhabung des Re-
gisters sowie dessen gesetzliche Grund-
lage wiederholt angepasst, zuletzt zum 
01.08.2021, mit weitreichenden Ände-
rungen für die Praxis: Fast 2 Mio. Ge-
sellschaften in Deutschland, die bislang 
von Ausnahmetatbeständen in Bezug auf 
das Transparenzregister profitiert haben, 
werden künftig tätig werden müssen.

Die wichtigsten  
Neuerungen in Kürze

Bis vor Kurzem profitierten viele deutsche 
Gesellschaften noch von der sog. „Mit-
teilungsfiktion“: Solange sich die für das 
Transparenzregister relevanten Informatio-
nen aus anderen öffentlichen Registern wie 
z. B. dem Handelsregister ergaben, muss-
ten die Unternehmen nicht aktiv werden. 
Diese Mitteilungsfiktion ist nun ersatzlos 
weggefallen, sodass alle deutschen Gesell-
schaften zur Mitteilung an das Transparenz-
register verpflichtet sind. Die mitgeteilten 
Informationen sind darüber hinaus fort-
laufend zu überprüfen und bei etwaigen 
Änderungen unverzüglich zu aktualisieren.

Wer ist betroffen?

Von den Mitteilungspflichten betroffen sind 
heute sämtliche juristische Personen des 
Privatrechts (u. a. AG, GmbH, UG, (gemein-
nütziger) Verein, Stiftung) und eingetragene 
Personengesellschaften (OHG, KG, GmbH 
& Co. KG) mit Sitz in Deutschland. Auch 
Unternehmen mit Sitz im Ausland können in 
Ausnahmefällen betroffen sein. Einzelunter-
nehmer, eingetragene Kaufleute und Gesell-
schaften bürgerlichen Rechts fallen dagegen 
(noch) nicht unter die Regelungen.

Wer muss gemeldet werden?

Die Transparenz- und Meldepflichten be-
ziehen sich auf den wirtschaftlich Be-
rechtigten eines Unternehmens. Dabei han-
delt es sich um die Person, in deren Eigentum 
oder unter deren Kontrolle ein Unter-
nehmen letztendlich steht. Der wirtschaft-
lich Berechtigte ist immer eine (oder meh-
rere!) natürliche Person; niemals aber eine 
juristische Person. Bei der Ermittlung des 
wirtschaftlich Berechtigten sind unter ande-
rem die Verteilung der Kapitalanteile und der 
Stimmrechte innerhalb des Unternehmens 
relevant; aber auch Sondersachverhalte (z. B. 
Treuhandverhältnisse, Stimmbindungsver-
träge, Nießbrauch etc.) können eine Rolle 

spielen. Gerade komplexere Beteiligungs- 
oder Vertragsstrukturen bedürfen daher 
einer vertieften Prüfung.

Welche Übergangsfristen gelten?

Seit dem 01.08.2021 müssen Unter-
nehmen bei aktuellen Vorgängen die 
gesetzliche Neuerung im Blick haben und 
ohne zeitlichen Aufschub unmittelbar 
einhalten. Übergangsfristen (s. u.) gelten 
nur für diejenigen Gesellschaften, die 
sich bis zum 31.07.2021 rechtmäßig auf 
die Mitteilungsfiktion berufen konnten. 
Unbeschadet dessen empfiehlt sich auch 
in diesen Fällen eine frühzeitige Prüfung 
und entsprechendes Tätigwerden.

Denn die bestehenden Übergangsfristen 
für die Eintragung zum Transparenzregister 
enden für alle betroffenen Gesellschaften 
bereits im Laufe dieses Jahres:
•	 AG, SE, KGaA bis 31.03.2022;
•	 GmbH, Genossenschaft, Europäische 

Genossenschaft, Partnerschaft bis 
30.06.2022;

•	 in sonstigen Fällen bis 31.12.2022.
�

RAin Dr. Barbara Albrecht,

ukm@sonntag-partner.de,

www.sonntag-partner.de

Transparenzregister: 

Eintragungs-
pflicht für alle 
Gesellschaften 
2022 besteht akuter Handlungsbedarf

RAin Dr. Barbara Albrecht
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Bis 1983 entwickelte der Stuttgarter 
Fahrzeugkonstrukteur Manfred G. Stein-
winter ein neuartiges Sattel-Kfz für Lkw 
und Busse, das ein Mehr an Fracht bis 
zu 50% bzw. an Passagieren bis zu 120 
Personen ermöglicht. Es ist Basis eines 
Baukastensystems von Frachtfahrzeug-
modulen bis zum Kabinenbus. Dieses 

Trägerfahrzeug ist flach wie ein Por-
sche 911, daher der Name „Cab-Under“. 
Fahrerkabine und die nebeneinander an-
geordneten Aggregate passen unter das 
Fahrgestell. Die relevanten Aggregate 
können von verschiedenen Herstellern 
kombiniert werden. Mit Unterstützung 
von fast 1 Mio. DM durch das Land Ba-

den-Württemberg wurde der 1:1-Proto-
typ gebaut und 1983 auf der IAA in Frank-
furt vorgestellt. Im März 1986 erfolgt in 
Stuttgart die TÜV-Zulassung. Die DEKRA 
(1981), die Unternehmensberatung der 
Bundeszentralgenossenschaft Straßen-
verkehr (1984) und Prof. Dr. H. Appel, TU 
Berlin (1985) bescheinigen dem Cab-Un-

Sattel-/Aufliegerzug mit eingeblendetem Kabinenfoto 

Cab-Under®

Ein Mittelstandsdrama 
aus Baden-Württemberg
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der große wirtschaftliche Vorteile und 
seine Marktreife.

Aber alle Versuche, Kapital und Gewerbe-
flächen für den Bau einer Produktions-
stätte zu akquirieren, wurden durch 
die Daimler-Benz AG und einen ihrer 
Hauptaktionäre, die Deutsche Bank AG, 
konsequent verhindert – mit massivem 
Einfluss auf fünf Bundesländer: Baden-
Württemberg, Berlin, Brandenburg, NRW 
und Saarland. So zieht 1986 der Berliner 
Senat alle Zusagen über Industriegelände 
und Landesunterstützung auf Druck der 
Deutschen Bank zurück. In Brandenburg 
lässt 1996 Ministerpräsident Stolpe ein 
seriöses Finanzierungsangebot des Mer-
cosur-Fonds für den Werksbau auf der 

Konversionsfläche Flugplatz Falkenberg 
in letzter Sekunde brüsk abweisen. Daim-
ler-Benz erhält gleichzeitig zu Minimal-
kosten das ehemalige DDR-LKW-Werk in 
Ludwigsfelde. 

1988 knüpft das Wirtschaftsministerium 
Baden-Württemberg staatliche Unter-
stützung an die Bedingung, die Produk-
tion des Cab-Under der Daimler-Benz AG 
zu überlassen. Steinwinter und Rudolphi 
wurden Direktorenposten angeboten. 
Ein nicht annehmbares Angebot. Wenig 
später dringt der Technologiebeauftragte 
des Landes, Prof. Dr. Löhn, darauf, dass 
Cab-Under im Land gebaut werden müsse. 
Es beginnen 12 Jahre Verhandlungen mit 
Daimler Benz. Ein Spitzenmanager, Jürgen 

E. Schrempp, will das Projekt. Cab-Under 
wird für den firmeninternen Transport 
positiv erprobt. Ein saudischer Aktionär, A. 
Juffali, will 1.500 Pilgerbusse mit dem Cab-
Under bauen. Doch diese Ansätze werden 
aus der 2. Reihe der Firmenführung syste-
matisch hintertrieben, auch mit dreisten 
Falschbehauptungen über EU-Normen, die 
den Cab-Under wirtschaftlich nicht länger 
attraktiv erscheinen lassen. Eine über-
zeugende Innovation aus dem Mittelstand 
des Landes wird vom machtbewussten wie 
auch zögerlichen Branchenriesen und wett-
bewerbsfeindlicher Landespolitik aus‑ 
gebremst. 2001 bis 2003 fällt Rudolphi 
schwer erkrankt aus. 2018 stirbt Stein-
winter bei einem Flugzeugunglück. Wer 
nimmt jetzt den Faden wieder auf?

Die ganze dramatische Geschichte des Cab-
Under erscheint jetzt im Buch von Joachim 
Rudolphi und Helmut Klapheck: Die Innova-
tion Cab-Under. Die Zukunft annehmen. Ein 
Wirtschaftskrimi. (Hrsg: Joachim Rudolphi, 
CCA Marketing und Consulting GbR, Hohe 
Luft 1, 29562 Suhlendorf (Hansestadt Uel-
zen) zum Preis von 39 € (Selbstverlag), 203 
Seiten mit Bilddokumentation, Dokumen-
ten und Grafiken.)�

Helmut Klapheck,

helmut.klapheck@t-online.de

Cap-Under trägt den Auflieger

YOUR VISION. 
OUR ELECTRONICS.

Entwicklung und Produktion 
von intelligenten Steuerungen, 

Relais, Gateways und 
HMI-Systemen

MRS Electronic GmbH & Co. KG
Klaus-Gutsch-Str. 7

78628 Rottweil
 +49 741 28 07 0

info@mrs-electronic.com
mrs-electronic.com
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

AP&S International GmbH	
	 www.ap-s.de

1A Autenrieth GmbH&Co. KG	
	 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Textilwerke Todtnau Bernauer GmbH und 
Co. KG	

	 www.bernauer-group.com

Lothar Bix GmbH	
	 www.bix-lackierungen.de

Breinlinger Ingenieure Hoch- und  
Tiefbau GmbH	

	 www.breinlinger.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Services 
GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

Dittes Oberflächentechnik GmbH	
	 www.dittes.net

Alfred Dörflinger GmbH	
	 www.doerflinger-granit.de

Einkaufsgesellschaft für Küche & Wohnen 
mbH 	

	 www.derkreis.de

ELGO Electronic GmbH & Co.KG
	 www.elgo.de

EVO Informationssysteme GmbH	
	 www.evo-solutions.com

Gebr. FALLER GmbH	
	 www.faller.de

Artur Farr GmbH + Co. KG 	
	 www.farr-feinmechanik.de

Gaplatec GmbH	
	 www.gaplatec.de

Helios Ventilatoren GmbH + Co KG	
	 www.heliosventilatoren.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	
	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG	
	 www.aetztechnik-herz.de

Hohner Maschinenbau GmbH	
	 www.hohner-postpress.com

IHB - Industrie- und Hydraulikbedarf 
GmbH	

	 www.ihb-illingen.com

Kammerer Gewindetechnik GmbH	
	 www.kammerer-gewinde.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG	
	 www.mrs-electronic.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. 
Handels GmbH	

	 www.productionsintime.com

PMK Kunststoffverarbeitung GmbH	
	 www.pmk-maier.de

Probst - Speditions GmbH	
	 www.spedition-probst.de

R.I.E.MPP Industrieservice Elektrotechnik 
GmbH	

	 www.riempp.de

Rübezahl Schokoladen GmbH	
	 www.rk-schoko.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	
	 www.gebrueder-rueckert.de

SBS-Feintechnik Burger Group	
	 www.burger-gruppe.com

Schnaithmann Maschinenbau GmbH	
	 www.schnaithmann.de

Metallgießerei Schüle GmbH	
	 www.schuele-guss.de

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH 
	 www.schwepa.com

SchwörerHaus KG	
	 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH 		
	 www.sixt-gmbh.de

Staatsbad Wildbad Bäder- und Kurbetriebs 
GmbH	

	 www.staatsbad-wildbad.de

Trölsch GmbH	
	 www.troelsch.de

Valet u. Ott GmbH & Co. KG Kies- und 
Sandwerke	

	 www.valetott.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	
	 www.weberhaus.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Termin- und Direktverkehre 
von und nach Bayern.

www.spedition-probst.de
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Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
scheint zehnmal im Jahr im Rahmen der Mitglied-
schaft. Ist der Verlag durch höhere Gewalt, Streik 
und dergleichen an seiner Leistung verhindert, so 
besteht keine Ersatzpflicht für das Wirtschafts-
forum. 
Herausgegeben von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg in Zusammen-
arbeit mit der Kaan Verlag GmbH.

Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
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wifo@mit-lvbw.de, 
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Interessenten
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Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen 
Telefon 07571 7404-0
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

Impressum
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


